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Das (jesetz der unsicheren and
Vortrag über die bundesrechtliche Wiedergutmachung S Weber darüber die buchstäbliche Wahrheit gesagtRechtsanwalt tto Küster, Leiter der Abteilung ent- wen  - CT berichtete, werde der Kegierungsentwurfes Recht ım badisch-württembergischen Justizministe- „ohne Änderung auch NUul eines kommas“*“ ZUTFC An-
T1um, gehalten 4n Freiburg Dezenber 1953 ahme empfohlen. Die Referenten der Bundesregie-

[UNßS, runter keiner, der ]€ eın Gesetz gemacht hätte,
Meine Damen und Herren! un keiner, der jemals eiınen solchen Wiedergutma-

chungsfall behandelt hatte, en überstürzt eınenSie erinnern sıch gewiß 3 dem Wa_hlkampf eınes Pla- Entwurf gefertigt, womıit sı1e ers  e* beauftragt wurden,kats, das die Unterschrift des Kanzlers zeıgie, mit zıt-
ternder E  nd gekritzelt; dem War die zugıge Unter- als der Bundesrat seinen Initiativentwurf schon fertighatte. Sie haben darauf den FEntwurf des Bundesratsschri{ft des Oppositionsführers gegenübergestellt. Das
Plakat hat mıiıt Recht seinen Urhebern geschadet. Es einer Intlation der Worte un! einer Restriktion der
gibt keine solche Unterschrift des Kanzlers. Die Unter- Gedanken unterzogen. Sie haben einiıge Länderreferen-
schrift Dr. Adenauers ist bis heute klar und fest. ten Zu ihrer Arbeit gehört, welche ihnen sagten, daß
zweitfle nicht, daß sie auch unier dem Original des sS1e außerstande seien, die Neuformulierungen, die
Bundesgesetzes steht, cdas 18 September 053 vVon ihnen großen eıl unnötig un! undurchsichtig C171 -

ausgefertigt wurde. ber fragt seıt alters schienen, auf der Stelle würdigen. ıst namlıiıch ın
auch 1m Text e1nes Gesetzes, welche Handschritt der Gesetzgebung daß jemand, der die Sache VeTr-

steht, in 10 Minuten das Richtige formulieren kann,ze1ige. Und dieses Gesetz ıst  . eın Gesetz, das QUur dank aber I0 Stunden braucht, bis bewiesen hat,dem Willen des Kanzlers gıbt. Zeigt seine Hand-
schrift? zeigt s1e, wıe s1€e Jenes Plakat zeigte: zıtternd, der 'Text eines anderen. der die Sache nıcht versteht,
als Erzeugnis einer unsicheren Han fehlgeht. Die Vorbehalte der Länderreferenten wUur-

Bundestag und Bundesrat sind sıch durchaus bewußt gCc- den dahin beschieden, dies sC1 Ja nNur eın erster raher
weESCH, dafß S$1e mıt der Verabschiedung dieses Gesetzes Entwurf. der bei den Beratungen 1m Rechtsausschuß
etwas 1m Grunde iıcht Verantwortendes taten, und des Bundestars, ım Bundestagsplenum, ıIn den AusS-
daß sıe Aur deshalb dennoch en, weil eine noch schüssen des Bundesrats und in diesem selbst noch Von

rund auf umgestaltet werde. ber in Wiırklichkeithöhere Verantwortung ıhnen verbot, überhaupt nıchts ist der Entwurf Im Rechtsausschuß des Bundestags nutun. Ungewöhnliche Worte haben die Beschlußfas- ın Lesung beraten worden, auch das CQUrSUNg des Bundestages hegleitet. Der Berichterstatter
Dr. Weber erklärte. der Antrag des Rechtsaus- einem eil auch das 1ın fast ständiger Abwesenheit
in stelle „1IM der Parlamentsgeschichte wohl der kompetenten Mitglieder, und Vor allem ohne daß
kaum Dagewesenes” VOor. Gerechtfertigt werden könne eın einziger Beschluß gefaßt worden ware. Und ann
das Verfahren alleiın damit, „daiß der Bundestag die Beratung, mıt der man nıicht fertig g—
iıcht nach Hause gehen dürfe, ohne auf diesem Gebiet worden waäare, ab und beschloß auf Initiatiıve der SPD
überhaupt eın Gesetz geschalfen aben Der Mit- n einfach bei jenem Rohentwurf der Referenten

belassen, mıiıt der Klausel 6s darf kein Komma FC-berichterstatter Dr rndt motivıerte die Zustim- andert werden. Dr TnN! hat dafür den Grund ANTC-mMUun seiner Fraktion Zu dem Gesetz mit der eINZIg- geben, den ıch ber der massıvste Grund WäaflTl,artıgen Begründung, das esetz se1l 1mM höchsten Mai daß die Bundesregierung der unscheinbarsten An-unzulangliıch”, gerade aber habe jeden Abaände-
rungsversuch verboten, denn jede Abänderung hätte derung die Befugnis hergeleitet hätte, hre nach

Eindruck erweckt, als Asse sıch hier noch etiw: 113 des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung
WO in Wahrheit nichts Zu bessern se1. Viel- T3  9 und wußte, wıe allein der Kanzler mıt

MUsSsse der zweıte Bundestag sofort Gesetz dem Wunsch stan: das Gesetz moöge Wıiırklichkeit WET-

rund auf, ım ZaNZCH, 1n en Einzelheiten Neu
den. Da der Bundesrat diesen Erwägungen, viel Un-
mut nıederkampfend, zuletzt sıch anschloß, .  ist das Ge-beraten und neu fassen. Sein Kollege Dr. Greve aber setz uun da das aber reilich in einer Gestalt, vVon derseiner noch schärferen Erklärung zugleich das nıemand gemeınt hatte, so. ım Gesetzblatt ZUudes Gesetzes richtiggestellt; der Sprecher der Re- esen stehen als Deutschlands Wiedergutmachungs-gierungsparteien hatte IR von einer Regelung ZC- gesetz.sprochen, die den pfern „materielle Hıilfe bringt;

Dr. Greve teilte dem zweıten Bundestag d:e Auf abe., muß mich dazu ekennen, daß zuch ich mennenm
Öpfern des Nationalsozialismus endlich Re ' Teil, namlı:ch in den AÄAusschüssen des Bundesrats. dar-

yerschaffen“. Sie kennen meıine berzeugung, auf hingewirkt habe daß das Gesetz allem
qmt der deutschen Wiedergutmachung nıcht gut Wer- SCHOMMEN werde. Wenn iıch heute Kritik übe, SO  c

den kann, solange der Unterschied von geschuldeter iıch mich also mıiıt mır selbst zuseiınander. Wäre doch
Hilfe und geschuldeten Recht nicht wieder erkannt ist. richtiger N, Gesetz scheitern Aassen un

darauf nr  ıuen. er ZW ELE Duncdestaz K  on  I  z Zi15i173 -
A elches war dus Verfahren. das die Gesetzzeber selbat m  SCSC  £ CN wie wolle. ecin \Wiedergsutmachungs-unerhorte Abnourmität empfunden haben? Dr gesetz werde er doch auf jeden erlassen, und
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1. Das Gesetz der unsicheren Hand 
Vortrag über die bundesrechtliche Wiedergutmachung von 
Rechtsanwalt Otto Küster, Leiter der Abteilung öffent-
liches Recht im badisch-württembergischen Justizministe-
rium, gehalten .in Freiburg am 3. Dezember 1953. 

Meine Damen und Herren! 
Sie erinnern sich gewiß aus dem Wahlkampf eines Pla-
kats, das die Unterschrift des Kanzlers zeigte, mit zit-
ternder Hand gekritzelt; dem war die zügige Unter-
schrift des Oppositionsführers gegenübergestellt. Das 
Plakat hat mit Recht seinen Urhebern geschadet. Es 
gibt keine solche Unterschrift des Kanzlers. Die Unter-
schrift Dr. Adenauers ist bis heute klar und fest. Ich 
zweifle nicht, daß sie so auch unter dem Original des 
Bundesgesetzes steht, das am 18. September 1953 von 
ihm ausgefertigt wurde. Aber man fragt seit alters 
auch beim Text eines Gesetzes, welche Handschrift er 
zeige. Und dieses Gesetz ist ein Gesetz, das es nur dank 
dem Willen des Kanzlers gibt. Zeigt es seine Hand-
schrift? Es zeigt sie, wie sie jenes Plakat zeigte: zitternd, 
als Erzeugnis einer unsicheren Hand. 
Bundestag und Bundesrat sind sich durchaus bewußt ge-
wesen, daß sie mit der Verabschiedung dieses Gesetzes 
etwas im Grunde nicht zu Verantwortendes taten, und 
daß sie es nur deshalb dennoch taten, weil eine noch 
höhere Verantwortung ihnen verbot, überhaupt nichts 
zu tun. Ungewöhnliche Worte haben die Beschlußfas-
sung des BundeStages begleitet. Der Berichterstatter 
Dr. Weber (CDU) erklärte. der Antrag des Rechtsaus-
schusses stelle etwas „in der Parlamentsgeschichte wohl 
kaum Dagewesenes -  vor. Gerechtfertigt werden könne 
das Verfahren allein damit, „daß der erste Bundestag 
nicht nach Hause gehen dürfe, ohne auf diesem Gebiet 
überhaupt ein Gesetz geschaffen zu haben'. Der Mit-
berichterstatter Dr. Arndt (SPD) motivierte die Zustim-
mung seiner Fraktion zu dem Gesetz mit der einzig-
artigen Begründung, das Gesetz sei im „höchsten Maß 
unzulänglich", gerade das aber habe jeden Abände-
rungsversudi verboten, denn jede Abänderung hätte 
,den Eindruck erweckt, als lasse sich hier. noch etwas 
bessern, wo in Wahrheit nichts zu bessern sei. Viel-
mehr müsse der zweite Bundestag sofort das Gesetz 
von Grund auf, im ganzen, in allen Einzelheiten neu 
beraten und neu fassen. Sein Kollege Dr. Greve aber 
hat in seiner noch schärferen Erklärung zugleich das 
Ziel des Gesetzes riditiggestellt; der Sprecher der Re-
gierungsparteien hatte nämlich von einer Regelung ge-
sprochen, die den Opfern „materielle Hilfe bringt"; 
Dr. Greve stellte dem zweiten Bundestag die Aufgabe. 
,den Opfern des Nationalsozialismus "endlich Recht zu 
verschaffen*. Sie kennen meine Überzeugung, daß es 
mit der deutschen Wiedergutmachung nicht gut wer-

,den kann, solange der Unterschied von geschuldeter 
Hilfe und geschuldetem Recht nicht wieder erkannt ist. 

\Velches war das Verfahren. das die Gesetzgeber selbst 
.als so unerhörte Abnormität empfunden haben? Dr. 

Weber hat darüber die buchstäbliche Wahrheit gesagt. 
wenn er berichtete, es werde der Regierungsentwurf 
„ohne Änderung auch nur eines Kommas" zur An-
nahme empfohlen. Die Referenten der Bundesregie-
rung, darunter keiner, der je ein Gesetz gemacht hätte, 
und keiner, der jemals einen solchen Wiedergutma-
chungsfall behandelt hätte, haben überstürzt einen 
Entwurf gefertigt, womit sie erst beauftragt wurden, 
als der Bundesrat seinen Initiativentwurf schon fertig 
hatte. Sie haben darauf den Entwurf des Bundesrats 
einer Inflation der Worte und einer Restriktion der 
Gedanken unterzogen. Sie haben einige Länderreferen-
ten zu ihrer Arbeit gehört, welche ihnen sagten, daß 
sie außerstande seien, die Neuformulierungen. die 
ihnen zum großen Teil unnötig und undurchsichtig er-
schienen, auf der Stelle zu würdigen. Es ist nämlkh in 
der Gesetzgebung so, daß jemand, der die Sache ver-
steht, in 10 Minuten das Richtige formulieren kann, 
aber 10 Stunden braucht, bis er bewiesen hat, warum 
der Text eines anderen. der die Sache nicht versteht, 
fehlgeht. Die Vorbehalte der Länderreferenten wur-
den dahin beschieden, dies sei ja nur ein erster roher 
Entwurf, der bei den Beratungen im Rechtsausschuß 
des Bundestags, im Bundestagsplenum, in den Aus-
schüssen des Bundesrats und in diesem selbst noch von 
Grund auf umgestaltet werde. Aber in Wirklichkeit 
ist der Entwurf im Rechtsausschuß des Bundestags nur 
in erster Lesung beraten worden, auch das nur zu 
einem Teil, auch das nur in fast ständiger Abwesenheit 
der kompetenten Mitglieder, und vor allem: ohne daß 
ein einziger Beschluß gefaßt worden wäre. Und dann 
brach man die Beratung, mit der man nicht fertig ge-
worden wäre, ab und beschloß auf Initiative der SPD, 
es nun einfach bei jenem Rohentwurf der Referenten 
zu belassen, mit der Klausel: es darf kein Komma ge-
ändert werden. Dr. Arndt hat dafür den Grund ange-
geben, den ich nannte. Aber der massivste Grund war, 
daß die Bundesregierung aus der unscheinbarsten An-
derung die Befugnis hergeleitet hätte, ihre nach Art. 
113 des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung zu 
versagen, und man wußte, wie allein der Kanzler mit 
dem Wunsch stand, das Gesetz möge Wirklichkeit wer-
den. Da der Bundesrat diesen Erwägungen, viel Un-
mut niederkämpfend, zuletzt sich anschloß, ist das Ge-
setz nun da: das aber freilich in einer Gestalt, von der 
niemand gemeint hatte, so solle es im Gesetzblatt zu 
lesen stehen als Deutschlands Wiedergutmachungs-
gesetz. 
Ich muß mich dazu bekennen, daß auch ich zu meinem 
Teil, nämlich in den Ausschüssen des Bundesrats, dar-
auf hingewirkt habe, daß das Gesetz trotz allem an-
genommen werde. Wenn ich heute Kritik übe, so setze 
ich mich also mit mir selbst auseinander. Wäre es doch 
richtiger gewesen, das Gesetz scheitern zu lassen und 
darauf zu trauen. der zweit: Bundetaz ki;rine zusam-
mengesetzt sein wie er wolle. ein Wieden;utmachungs-
gcsetz werde er doch auf jeden Fall erlassen, und 
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er als dieses koönne CS zuch ım schlimmsten Fall daß der Verfolgte darüber hinaus e1inNe Ehrenrente OT -
icht werden! halten muißste. Der Einzelne. der In den Genuß der

leugne nıcht, daß ich rst ıIn diesen Herbstmonaten höheren Rente kommt. hat das u Recht, dafür dank-
bei der vergleichenden Beschältigung mıf den Kınzel- bar SC1N. Der Rechtsfreund wird Bonn für den Ein-
heiten 111 vullem Umfang oewäahr ZEWOTdEN bın. WIC bruch des Versorgunugs- und Belohnungsdenkens in den
TAaNZz ausnehmend schlecht las ( esetz 117 Handwerk- er  esic Abschnitt des Kntschädigungsrechts NUur SC-
en gearbeitet ist Die Kritik bringt diese beiden 1iNCSSCIHICH ank wIissen.
Dinge Ja verständlicherweise ımmer wieder durchein- Der Hauptfortschritt, der dem Gesetz verdankt wird,
ander: das Niveau der vorgeschenen Leistungen, und hıcgt nun aber darın. daß für die Verfolgtenmassen
das Niveau der handwerklichen Arbeit. Im Leistungs- der Läander Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen ınmn
nıveau halt das Gesetz 1m großen den Ver- Schleswig-Holstein erst jetzt eiınen eigentlichen Ent-  -
gleich mıt dem verabschiedeten Bundesratsentwurf S schäidigungsanspruch g1ibt für Existenzschäden, f}  ur die
ber der angel an handwerklichem Niveau ıst der erpreßten Abgaben reilich mıt einem großen
eigentlich ruınose. Er bewirkt cdie Stockung, die S1ice Aber), und f  ur sonstige Vermögensschäden außerhalb
schon uberall bemerken, bewirkt die illkür der der Rückerstattung. I“  ur Rheinland-P’falz un küniftig
gebnisse, 16 empörenden Begründungen, das VOr em auch für Berlin sınd die neuen Höchstgrenzen,
Dschungel der Scheinprobleme, 1n denen sıch jeder gute einschneidend Sı ind, doch glimpflicher als 1e des
Wille festläuft und die dıe Verwaltungskraft aufzehren. bishberigen Nutrechts dieser Länder. Schließlich ıst es
un schließlich die aller guten Juristen VOTr einer für alle Länder außer dem unsrıgen praktisch eıne Er-
Sache, ıIn der Nan keine Arbeit mıt dem Gefühl AUS rungenscha des Bundesgesetzes, daß dıe Fxıistenz-
der and legen kann., hier se1ı Nun nach Menschenkraft chäden wenigstens da, Wo Entschädigung in Renten-
doch wieder eın leines Stück Recht geschaffen. form verlangt werden darf. y 0Il der unglaublichen
nehme die handwerkliche Minderwertigkeit des Ge- 000-Grenze frei werden. die eıne obertlächliche Aus-
setzes. V< der ıch einıge Beispiele werde Zu geben ha- lJevung 1n das suddeutsche Gesetz hineingelesen hat,
ben viel ernster als die peinlichsten Höchstgrenzen. und daß 2uch die Ausbildungsschäden ın die Fxyıstenz-
Wenn 3{ einmal be den ahnungslosen frontfernen schäden w1e, fra
Staben herumgesprochen haben wird, ur einen einbezogen sınd.

gt s allerdings besser nıcht
Affront SERCN 1e Rechtsidee dıe 95 000-Grenze bei Für bestimmte Verfolgtengruppen ist erstmals uber-
den Existenzschäden, die 0 000-Grenze bei den Ver- haupt eine Wiedergutmachung vorgesehen. An hrer
sicherungsschäden, die 40 000-Grenze bei der „Flucht”- Spitze stehen 1e€ Emigranten A US den nachmalıgen Ver-
steuer bedeutet, gehö nıcht viel dazu. hinzugehen treiıbungsgebieten. 1e Unsicherheit der and ist hier
un lugs Ü schreiben: 00 000 n 000 oder WIe weit freilich besonders erschreckend.
einen das erwachte Schamgefühl dann eben treibt. Und Verglichen mıt dem suddeutschen Gesetz. hat dasauch für die ausführenden Behoörden ist eıne Klei- Bundesyesetz ermörglıicht, betagten hoöheren Angestellten,nigkeit, alsdann entsprechend nachzuzahlen. Aber je- die nıcht der Sozialversicherung werden,Dschungel lıchtet kein Gaott mehr. Haben Wır s besser als bisher gerecht werden. Diese-Unversorgten,dennoch ın Kauf nehmen dürfen, daß 113
Paragraphen unerbittlich heraufzuwuchern gınn

die Cst Wegsyekommenen der Währungsreform,
Ir mussen prüfen. wWwWuasSs Gesetz dennoch Gutes einıge stille Männer der Presse runter, die rechtzeı-

tg, namlıch .9 Widerstand Jeisteten, sıe konnten
gebracht hat Wenn für uns ın Süddeutschland das Ge- nach dem Wortlaut des suddeutschen Entschädigungs-setz ım wesentlichen Hemmung un Stockung, Abwehr- rechts für die Zeit nach dem 65. Lebensjahr ıcht gel-und Entwirrungsarbeit edeute soll mich 1ese hei- tend machen. s1e seien mıit noch iıcht arbeitsunfähigmische Perspektive doch nıcht hindern festzustellen. W und wären bei! ungebrochenem Lebensgangdaß durch Gesetz territorial und sachlich eın Recht von hrem Arbeitgeber angesichts ihrer erbärmlichen
auf Wiedergutmachung weithin erst geschallen WOT- Lage gCNAU SC  0 weıiterbeschältigt worden, wıe S  ıhre nıcht

en st. verfol C hren Stellungen verbliebenen KollegenFür alle ander außerhalb der amerikanischen Zone auch. 1r konnten bisher NUur abhelfen, ; Wır un-
bringt das Bundesgesetz bei den Hinterbliebenen- ınd terstellten, diese nırgends mehr Angestellten un nır-
Beschädigtenrenten den eigentlichen Entschädigungs- gends Versorgten seijen eben selbständige LErwerbs-

Durchbruch indem die bisherige kın- geworden, wıe die Statistik Ja auch den „CI -Dnıtsrente durch Renten, die wirtschaft- werbslosen Selbständigen“ kennt. Wır danken dem
ichen Verhältnisse berücksichtigen, in denen der t0- Bundesgesetz, lafß 6S anerkannt hat, eın arbeitsfähiger
tete Ernährer bzw. der Körperbeschädigte selbst, bevor Angestellter könne ohne die Verfolgung hbıs S

die Verfolgung erfaßte, gele) hatte. Das Gesetz Jahr gearbeitet haben und könne daher für CM
hat reilich seınen richtigen Grundgedanken durch eıne Ausfall des Arbeitsverdienstes bis diesem Zeitpunktmonströse Form ntstellt, die sıch auf die unglückselige entschädigt werden. Wiıe Landesrecht bei den
Vorstellung grundet, es mußte jede 1istenz erst e1n- Seibständigen getan hat und bei dıesen Zwangsselb-1n eıne Beamtenexistenz umgedacht werden: ım ständıgen tun 1im Begriff Wäar, hat Bundesgesetzfail|ebn sınd gerade 1ese estimmungen dUSSC- annn auch die Umwandlung der bis ZUum Jahr be-

daß sıe $ wıe sind. überhaupt nıcht frısteten Entschädigung iın e1nNe lebenslängliche Rente
wendet werden können. mmerhin steht Programm VOrSCESCfest: auch die Renten sollen keine nıvellierte Versor- Außerdem ıst ıIn Süddeutschland der Entschädigun
5UNß, sondern echter Schadensersatz seın. anspruch aller Arbeiter und Angestellten einem 1
Das Bundesgesetz bringt andrerseits WO: überall eine rektanspruch 5C5 den Staat geworden. Der Staat haf-
Erhöhung der Mindestrenten. 1r m Süden hätten nıcht mehr QNUur ann, der prıvate Arbeitgeber
S  S z 3 diese Erhöhung ohl nıcht VOTSCHOMMEN. nıcht Freil:ich ist der Anspruch SESCH den taat
Wir haben geglaubt, zuch nach unten einigermaßen grenzt, und von unsrem bisherigen unbegrenzten AnNn-
dabei bleiben sollen. daß die ente ausgleichen soll, Spru SesCcCH den Arbeitgeber schweigt unun cdas Gesetz.

der getoötete Ernährer wirklich geleistet h  ätte, In seınen Verfahrensvorschriften hat das Gesetz zweı
der Beschädigte ohne Verfolgungsleiden WIT.  K- ılte Ziele der Länderbemühungen verwirklicht: hat

lıch hätte verdienen können. Wır aben nıcht geglaubt, wirkliıch jeder Verfolgte, der die Bundesrepublik

schlechter als dieses könne es auch im schlimmsten Fall 
nicht werden? • 
Ich leugne nicht, daß ich erst in diesen Herbstmonaten 
bei der vergleichenden Beschäftigung mit den Einzel-
heiten in vollem Umfang gewahr geworden bin. wie 
ganz ausnehmend schlecht (las Gesetz im Handwerk-
lichen gearbeitet ist. Die Kritik bringt diese beiden 
Dinge ja verständlicherweise immer wieder durchein-
ander: das Niveau der vorgesehenen Leistungen, und 
das Niveau der handwerklichen Arbeit. Im Leistungs-
niveau hält das Gesetz im großen ganzen den Ver-
gleich mit dem verabschiedeten Bundesratsentwurf aus. 
Aber der Mangel an handwerklichem Niveau ist der 
eigentlich ruinöse. Er bewirkt die Stockung, die Sie 
schon überall bemerken, er bewirkt die Willkür der 
Ergebnisse, die empörenden Begründungen, das 
Dschungel der Scheinprobleme, in denen sich jeder gute 
Wille festläuft und die die Verwaltungskraft aufzehren. 
und schließlich die Flucht aller guten Juristen vor einer 
Sache, in der man keine Arbeit mit dem Gefühl aus 
der Hand legen kann, hier sei nun nach Menschenkraft 
doch wieder ein kleines Stück Recht geschaffen. Ich 
nehme die handwerkliche Minderwertigkeit des Ge-
setzes. von der ich einige Beispiele werde zu geben ha-
ben. viel ernster als die peinlichsten Höchstgrenzen. 
Wenn es sich einmal bei den ahnungslosen frontfernen 
Stäben herumgesprochen haben wird, was für einen 
Affront gegen die Rechtsidee die 25 000-Grenze bei 
den Existenzschäden, die 10 000-Grenze bei den Ver-
sicherungsschäden, die 40 000-Grenze bei der „Flucht"- 
steuer bedeutet, so gehört nicht viel dazu. hinzugehen 
und flugs zu schreiben: 100 000. 200 000 oder wie weit 
einen das erwachte Schamgefühl dann eben treibt. Und 
auch für die ausführenden Behörden ist es eine Klei-
nigkeit, alsdann entsprechend nachzuzahlen. Aber je-
nes Dschungel lichtet kein Gott mehr. Haben wir es 
dennoch in Kauf nehmen dürfen, daß es- nun aus 113 
Paragraphen unerbittlich heraufzuwuchern beginnt? 
Wir müssen prüfen. was das Gesetz dennoch Gutes 
gebracht hat. Wenn für uns in Süddeutschland das Ge-
setz im wesentlichen Hemmung und Stockung. Abwehr-
und Entwirrungsarbeit bedeutet. so soll mich diese hei-
mische Perspektive doch nicht hindern festzustellen, 
daß durch das Gesetz territorial und sachlich ein Recht 
auf Wiedergutmachung weithin erst geschaffen wor-
den ist. 
Für alle Länder außerhalb der amerikanischen Zone 
bringt das Bundesgesetz bei den Hinterbliebenen- und 
Beschädigtenrenten den eigentlichen Entsch.ädigungs-
gedanken zum Durchbruch, indem es die bisherige Ein= 
heitsrente ersetzt durch Renten, die die wirtschaftr 
liehen Verhältnisse berücksichtigen, in denen der getö-
tete Ernährer bzw. der Körperbeschädigte selbst, bevor 
ihn die Verfolgung erfaßte, gelebt hatte. Das Gesetz 
hat freilich seinen richtigen Grundgedanken durch eine 
monströse Form entstellt, die sich auf die unglückselige 
Vorstellung gründet, es müßte jede Existenz erst ein-
mal in eine Beamtenexistenz umgedacht werden; im 
Ergebnis sind gerade diese Bestimmungen so ausge-
fallen. daß sie so, wie sie sind. überhaupt nicht ange-
wendet werden können. Immerhin steht das Programm 
fest: auch die Renten sollen keine nivellierte Versor-
gung, sondern echter Schadensersatz sein. 
Das Bundesgesetz bringt andrerseits wohl überall eine 
Erhöhung der Mindestrenten. Wir im Süden hätten 
von uns aus diese Erhöhung wohl nicht vorgenommen. 
Wir haben geglaubt, auch nach unten einigermaßen 
dabei bleiben zu sollen. daß die Rente ausgleichen soll, 
was der getötete Ernährer sonst wirklich geleistet hätte, 
was der Beschädigte ohne das Verfolgungsleiden wirk-
lich hätte verdienen können. Wir haben nicht geglaubt, 

daß der Verfolgte darüber hinaus eine Ehrenrente er-
halten müßte. Der Einzelne. der nun in den Genuß der 
höheren Rente kommt. hat das gute Recht, dafür dank-
bar zu sein. Der Rechtsfreund wird Bonn für den Ein-
bruch des Versorgungs- und Belohnungsdenkens in den 
ernstesten Abschnitt des Entschädigungsrechts nur ge-
inessenen Dank wissen. 
Der Hauptfortschritt. der dem Gesetz verdankt wird, 
liegt nun aber darin. daß es für die Verfolgtenmassen 
der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und. 
Schleswig-Holstein erst jetzt einen eigentlichen Ent-
schädigungsanspruch gibt für Existenzschäden, für die 
erpreßten Abgaben (das freilich mit einem großen 
Aber), und für sonstige Vermögensschäden außerhalb 
der Rückerstattung. Für Rheinland-Pfalz und künftig 
vor allem auch für Berlin sind die neuen Höchstgrenzen, 
so einschneidend sie sind, doch glimpflicher als die des 
bisherigen Notrechts dieser •Länder. Schließlich ist es 
für alle Länder außer dem unsrigen praktisch eine Er-
rungenschaft des Bundesgesetzes. daß die Existenz-
schäden wenigstens da, wo Entschädigimg in Renten-
form verlangt werden darf. von der unglaublichen 
25 000-Grenze frei werden, die eine oberflächliche Aus- 
letrung in das süddeutsche Gesetz hineingelesen hat, 
und daß auch die Ausbildungsschäden in die Existenz-
schäden — wie, fragt man allerdings besser nicht — 
einbezogen sind. 
Für bestimmte Verfolgtengruppen ist erstmals über-
haupt eine Wiedergutmachung vorgesehen. An ihrer 
Spitze stehen die Emigranten aus den nachmaligen Ver-
treibungsgebieten. Die Unsicherheit der Hand ist hier 
freilich besonders erschreckend. 
Verglichen mit dem süddeutschen Gesetz. hat es das 
Bundesgesetz ermöglicht, betagten höheren Angestellten, 
die nicht aus der Sozialversicherung versorgt werden, 
besser als bisher gerecht zu werden. Diese-Unversorgten, 
die schlechtest Weggekommenen der Währungsreform, 
einige stille Männer der Presse darunter, die rechtzei-
tig, nämlich 19:32, Widerstand leisteten, sie konnten 
nach dem Wortlaut des süddeutschen Entschädigungs-
rechts für die Zeit nach dem 65. Lebensjahr nicht gel-
tend machen, sie seien mit 65 noch nicht arbeitsunfähig 
gewesen und wären bei ungebrochenem Lebensgang 
von ihrem Arbeitgeber angesichts ihrer erbärmlichen 
Lage genau so weiterbeschäftigt worden, wie ihre nicht 
verfolgten, in ihren Stellungen verbliebenen Kollegen 
auch. Wir konnten bisher nur abhelfen, wenn wir un- 
terstellten, diese nirgends mehr Angestellten und nir-
gends Versorgten seien nun eben selbständige Erwerbs-
personen geworden, wie die Statistik ja auch den „er-
werbslosen Selbständigen" kennt. Wir danken es dem 
Bundesgesetz, daß es anerkannt hat, ein arbeitsfähiger 
Angestellter könne ohne die Verfolgung bis zum 70. 
Jahr gearbeitet haben und er könne daher für den 
Ausfall des Arbeitsverdienstes bis zu diesem Zeitpunkt 
entschädigt werden. Wie unser Landesrecht bei den 
Selbständigen getan hat und bei diesen Zwangsselb- . 

 ständigen zu tun im Begriff war, hat das Bundesgesetz 
dann auch die Umwandlung der bis zum 70. Jahr be-
fristeten Entschädigung in eine lebenslängliche Rente 
vorgesehen. 
Außerdem ist in Süddeutschland der Entschädigungs- 
anspruch aller Arbeiter und Angestellten zu einem Di- 
rektanspruch gegen den Staat geworden. Der Staat haf- 
tet nicht mehr nur dann, wenn der private Arbeitgeber 
nicht haftet. Freilich ist .der Anspruch gegen den Staat 
begrenzt, und von unsrem bisherigen unbegrenzten An-
spruch gegen den Arbeitgeber schweigt nun das Gesetz. 
In seinen Verfahrensvorschriften hat das Gesetz zwei 
alte Ziele der Länderbemühungen verwirklicht: es hat 
nun wirklich jeder Verfolgte, 'der die Bundesrepublik 
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loren hat, bekommt nach em süddeutschen Modell-überhaupt et{was angeht, eın Land, das für hn zustan-
17 ıst: und x  ıst eine einheitliche onberste Kechtspre- <esetz sclbstverständlich zuch dafür eine Entschädigung.
chung 1n Wiedergutmachungssachen ermöglicht Sie hat nıchts tun mıit dem Verdienstausfall in den
en. indem der Bundesrerichtshof zu obersten deut- Jahren der Arbeitslosiegkeit. Das Bundesgesetz 197N0-
schen Wiedergutmachungszericht bestimmt wurde. “ıine rıiert den Versorgungsschaden.
Hauptbedingung jeder konsequenten Wicderzutma- U Andre Verfolzte haben hre Altersversorgung VE -

chungspraxis: daß die Verantwortung nicht zwiıschen loren. weil die Versorgungskusse zerschlagen wurde, ın
einem Ylınıster und unabhänzıren Ausschüssen oder die s1e eingezahlt hatten. Das eilt namentlich für die
zwischen ıhm un einem anderen Alinister gespalten in der Arbeiterbewegung eaAUuXcCnH Personen. Obschon
sein dürife. saondern dais ın jedem Luand ein Politiker mehrere Länder für diesen handgreiflich wichtiven
die volle Weisungsbefurnis un damıit Cdie alleinıge Verfolgungstatbestand besondere Gesetze geschulftenVerantwortung. gegenüber dem Steuerzahler wiıie ZC- hatten, hat das Bundesgesetz die Geschädigten au{ Ge-
genüber den Verfolgten. habe diese Haupt  1  vedingung währungen zLUS dem Härtefonds verwiesen.
hat das Gesetz ın eın ruhmlichen N SS Abs erfüllt.
Schließlich haben die soziale Sondereinrichtung unsr7es Wieder andre Verfolgte hatten ur Tau und ind
Landes, die öffentlichen Anwälte, diese Lotsen durch durch eıne Lebensversicherung Vorsorge getroilen.

ber rau un Kiınd die nicht selbst verfolgt wurden,das Dschunzel, hrende kErwaäahnung gefunden, die viel- rhalten nach dem Bundesgesetz nı  ts. un MX De-leicht Nachahmung re:zt. ußt wıe IMNan uns versichert. ß das suddeutscheSoviel, was ank verdient. Reicht 1e€ Entschlüsse
der Gesetzgeber O1n 3 un 17 Juli Zu rechtfertigen? Modellgyesetz 1er bewufßt jeden Berechtigten, nıicht nur

den Verfolgten, entschädigt. storte das bewuliite Be-Was steht Nn Verkehrtem, an Verhängnisvollem SCc- wußtsein nıcht, wenig ıhm dıe Erwäagung kam. daßgenüber? doch auch rau und Kınd des verfolgten Beamten entf-
111 heute kurz abmachen, Leistungsniveau

uszuseizen ıst. braucht heute nıcht mehr betont schädigt werden. ob MNan S$1e nNu  - selbst verfolyt hat
oder nicht (Aber seiın ogma dafß der Beamte daswerden, das das Gesetz Ausprüche Dutzenden VvVon Maß aller Dinge sen. verläßt u Gesetzgeber A1US -Stellen versagt, einschränkt oder beschneiudet In einer nahmslos, sobald Cc$ Si Versorgung handelt.)Weise, die die berechtigten Erwartungen der Verfolg-

ten enttäuscht, die Haazer Versprechungen verleugnet, I; Die verfolgten Beamten ernalten ıD 9051 vo
angebliche suddeutsche Alodellzesetz ıgnoriert, Entschädigung, für diıe Zeıt bis ın hochstens 35.000.—

Das bleibt ZWar hınter dem suüuddeutschen Gesetz =>und, das wichtigste ist. eigenes Rechtsgewis- rück, denn dort gilt der Ochstbetragx Aur für den Scha-SCH beschämt. Das cs tut c5, obschon der Leiter des
Bundesfinanzministeriums und seiın Stellvertreter dem den VOT dem D 045 ist aber ımmer noch ertrag-
Bundesrat erklärt haben, dessen eigener Entwurf könne lıch Dagegen ıst für alle Niıidıtbeamten der Betray von

leshalb ıcht akzeptiert werden. weil CT, vielfach freiı 75 .000.— das endyültige Mal der Entschädigung Auch
wer also in der Rlüte der a  re eine glänzende xıgestaltet, dem Haager Abkommen und dem sücdeut- stenz verlor und seıtdem entwurzelt Im remden Landschen (Gesetz ın einer Reihe wesentlicher Bestimmun-

ıcht entspreche. vegetiert, wird lebenslänglıch abgespeist mıit einem
111 1e Hauptpunkte. In enen das Gesetz nach der Betrag, den eın höherer Ministerialbeamter €eZU-

SCH und Versorgungsrücklage in einem Jahr verdient.Leistungsseite das Versprochene und Behauptete nıcht Das suddeutsche Gesetz, das keinen Unterschied ZW1-wahrmacht, summariısch aufzäahlen: schen Beamten und Nıchtbeamten machen wollte. ıst
Der Verfolgte hat keinen Anspruch, nıcht hier verkannt worden. wobei reilıch die oberflächliche

weist. daß persönlich TE  Nn ıh eine amtlıch gebil- Interpretation ohne die Blickeinengung des deutschen
ligte Maißnahıime gerichtet wurde. Er erhält also z B Durchschnittsbeamten auf die eigene Existenzturm TU}nuıchts. CT Von sich se1ine xistenz aufgzab und nıcht möglıch SCWESICN ware. A Die Gerechtigkeitdas Land verließh, in dem INan seinesgleichen rumierte, bietet, dem sofort hinzuzusetzen. daß das (sesctz CIn
entehrte und lTod bestimmt hatte. Wahlrecht auf eiıne Rente einraumt. die die st-
.. Die Hinterbliebenen jener Tausende VO:  - Verftolgten, grenze nıcht gebunden st. Sie ist das Schmuckstück
die ıhrem en selbst erın Ende machten. rhalten des Gesetzes. ber bleibt eine be  ächtliche Zahl
nıchts ohne den Beweis. da  4& das mitlıch gebilligt Fällen, in denen sie nıcht hılft.
den .  ist ausdrücklich gesagt, daß die amtliche Weithin In Verruf gebracht hat sıch das Gesetz be-
Billigung auch bei Juden nıcht vermutet werde. Die reits durch die praktische Ausschließung der Sunder-
amtlıche Billigung wird dann ıcht vermutet, abgabenerstattung, 21s0 durch die einstweilige ‚Nıcht-
m der Jude ZUr näachsten Deportation heranstand. wiedergutmachung jener grausıgen Erpressung, die 1m

ur wenn er sıch wüährend der Deportation entleibte,
amtlıche Billigung i ID werden. November die FAanNnzc Welt alarmiert hat. WarC

nıch!  m den Motivknäuel von Dogmatismus un! Fiska-
3 Wer ım privaten Dienst stand., erhält nıchts, wenn lısmus aufzudröseln. dem der N 7 ] des Gesetzes ent-
ın se1n verhetzter Arbeitzeber ohne spezijelle amtliche stammt. Das Ergebnis iıst jedenfalls, daß 5 in BTO-Nachhilfe entließ. Er erhält ichts. ; der Arbeit- en Teilen Deutschlands S derjenige die Raub-
geber ım Zuge der Verfolgung wegfiel und der Arbeit- gaben erhält, der s1e bar der Jasche
nehmer WCZCN seıner Tätirkeit für den Arbeitgzeber ezahit hat. In einem noch größeren eil Deutschlands

nırzends mehr ankam. Lr erhält nichts, der soll sie jedenfalls derjenige nıcht zurückerhalten. dem
Verband. beiı dem er arbeitete. überführt wurde und damals nıcht die Geldsumme als solche. SONMN-

ım Gegensatz z übrigen Belegschaft als Sozialist, ern überdies noch ihrer Bezahlung die AblieferungJude oder praktizierender Christ Van der ÜCbernahme von Wertpapieren oder Wertsachen auterlegt hat Das
ausgeschlossen 1e' schließlich auch annn Schicksal schließlich, das die Fahrlässigkeit des Gesetz-
aıchts. wenn ın der Krise arbeitslus geworden wuÜur gebers demjenigen bereitet hat der die Absrahe 2US
und dann ausgeschlossen blieb vVon der Neuvermittiung dem Erlös privatverkaulften Besitzes beglich. mul ıch
47 Arbeit hecute unenthü!lt 8S5CH.

Wer nır Aer Lintlassun:;: Al  °n EINEM privafen Iienst- IL nd buschert der Gesetzecbher nehmenderweise
yvyerhaitnis auch dıe betriebtiiche Altersversorgung VOTI- dem Verfolgten noch eiNe kleine iNeckerei Von der Art,

überhaupt etwas angeht, ein Land, das für ihn zustän-
dig ist: und es ist eine einheitliche oberste Rechtspre-
chung in Wiedergutmachungssachen ermöglicht wor-
den. indem der Bundesgerichtshof zum obersten deut-
schen Wiedergutmachungsgericht bestimmt wurde. Eine 
Hauptbedingung jeder konsequenten Wiedergutma- 
diungspraxis: daß die Verantwortung nicht zwischen 
einem Minister und unabh:ingi.gen Ausschüssen oder 
zwischen ihm und einem anderen Minister gespalten 
sein dürfe. sondern daß in jedem Land ein Politiker 
die volle Weisungsbefugnis und damit die alleinige 
Verantwortung. gegenüber dem Steuerzahler wie ge-
genüber den Verfolgten. habe: diese Hauptbedingung 
hat das Gesetz in dein rühmlichen § S3 Abs. 2 erfüllt. 
Schließlich haben die soziale Sondereinrichtung unsres 
Landes, die öffentlichen Anwälte, diese Lotsen durch 
däs Dschungel. ehrende Erwähnung gefunden. die viel-
leicht zur Nachahmung reizt. 
Soviel, was Dank verdient. Reicht es aus. die Entschlüsse 
der Gesetzgeber vom 2. und 17. Juli zu rechtfertigen? 
Was steht an Verkehrtem, an Verhängnisvollem ge-
genüber? 
Ich will heute kurz abmachen, was am Leistungsniveau 
auszusetzen ist. Es braucht heute nicht mehr betont zu 
werden, dai das Gesetz Ansprüche an Dutzenden von 
Stellen versagt, einschränkt oder beschneidet in einer 
Weise, die die berechtigten Erwartungen der Verfolg-
ten enttäuscht, die Haager Versprechungen verleugnet. 
das angebliche süddeutsche Modellgesetz ignoriert, 
und, was das wichtigste ist, unser eigenes Rechtsgewis-
sen beschämt. Das alles tut es, obschon der Leiter des 
Bundesfinanzministeriums und sein Stellvertreter dem 
Bundesrat erklärt haben, dessen eigener Entwurf könne 
deshalb nicht akzeptiert werden. weil er, vielfach frei 
gestaltet, dem Haager Abkommen und dem süddeut-
schen Gesetz in einer Reihe wesentlicher Bestimmun-
gen nicht entspreche. 
Ich will die Hauptpunkte. in denen das Gesetz nach der 
Leistungsseite das Versprochene und Behauptete nicht 
wahrmacht, summarisch aufzählen: 
1. Der Verfolgte hat keinen Anspruch. wenn er nicht 
beweist. daß persönlich gegen ihn eine amtlich gebil- 
ligte Maßnahme gerichtet wurde. Er erhält also z. B. 
nichts. wenn er von sich aus seine Existenz aufgab und 
das Land verließ, in dem man seinesgleichen ruinierte, 
entehrte und zum Tod bestimmt hatte. 
2. Die Hinterbliebenen jener Tausende von Verfolgten, 
die ihrem Leben selbst ein Ende machten. erhalten, 
nichts ohne den Beweis, daß das amtlich gebilligt wor-
den war. Es ist ausdrücklich gesagt, daß die amtliche 
Billigung auch bei Juden nicht vermutet werde. Die 
amtliche Billigung wird selbst dann nicht vermutet, 
wenn der Jude zur nächsten Deportation heranstand. 
Nur wenn er sich während der Deportation entleibte, 
darf amtliche Billigung vermutet werden. 
3. Wer im privaten Dienst stand. erhält nichts, wenn 
ihn sein verhetzter Arbeitgeber ohne spezielle amtliche 
Machhilfe entließ. Er erhält nichts. wenn der Arbeit-
geber im Zuge der Verfolgung wegfiel und der Arbeit-
nehmer wegen seiner Tätigkeit für den Arbeitgeber 
nun nirgends mehr ankam. Er erhält nichts, wenn der 
Verband. bei dem er arbeitete. überführt wurde und 
er im Gegensatz zur übrigen Belegschaft als Sozialist, 
Jude oder praktizierender Christ von der Obernahme 
ausgeschlossen blieb. Er erhält schließlicht auch dann 
nichts. wenn er in der Krise arbeitslos geworden war 
und dann ausgeschlossen blieb von der Neuvermittlung 
in Arbeit. 
4. Wer mit der Entlasst:n..7. 71:.15 einem privaten Dienst-
verhältnis auch die betriebliche Altersversorgung ver- 

loren hat, bekommt nach dem süddeutschen Modell-
gesetz selbstverständlich auch dafür eine Entschädigung. 
Sie hat nichts zu tun mit dem Verdienstausfall in den 
Jahren der Arbeitslosigkeit. Das Bundesgesetz igno-
riert den Versorgungsschaden. 
5. Andre Verfolgte haben ihre Altersversorgung ver-
loren. weil die Versorgungskasse zerschlagen wurde, in 
die sie eingezahlt hatten. Das gilt namentlich fiir die 
in der Arbeiterbewegung tätigen Personen. Obschon 
mehrere Länder für diesen handgreiflich wichtigen 
Verfolgungstatbestand besondere Gesetze geschaffen 
hatten, hat das Bundesgesetz die Geschädigten auf Ge-
währungen aus dem Härtefonds verwiesen. 
6. Wieder andre Verfolgte hatten für Frau und Kind 
durch eine Lebensversicherung Vorsorge getroffen. 
Aber Frau und Kind. die nicht selbst verfolgt wurden, 
erhalten nach dem Bundesgesetz nichts. und zwar be-
wußt. wie man uns versichert. Daß das süddeutsche 
Modellgesetz hier bewußt jeden Berechtigten. nicht nur 
den 'Verfolgten, entschädigt. störte das bewußte Be-
wußtsein nicht, so wenig ihm die Erwägung kam. daß 
doch auch Frau und Kind des verfolgten Beamten ent-
schädigt werden, ob man sie nun selbst verfolgt hat 
oder nicht. (Aber sein Dogma. daß der Beamte das 
Maß aller Dinge sei. verläßt unser Gesetzgeber aus-
nahmslos, sobald es sich um Versorgung handelt.) 
7. Die verfolgten Beamten erhalten ab 1. 4. 1951 volle 
Entschädigung, für die Zeit bis dahin höchstens 25.000.— 
Das bleibt zwar hinter dem süddeutschen Gesetz zu-
rück, denn dort gilt der Höchstbetrag nur für den Scha-
den vor dem 1. (3. 1945. Es ist aber immer noch erträg-
lich. Dagegen ist für alle Nichtbeamten der Betrag von 
25.000.— das endgültige Maß der Entschädigung. Auch 
wer also in der Blüte der Jahre eine glänzende Exi-
stenz verlor und seitdem entwurzelt im fremden Land 
vegetiert. wird lebenslänglich abgespeist mit einem 
Betrag, den ein höherer Ministerialbeamter an Bezü-
gen und Versorgungsrücklage in einem Jahr verdient. 
Das süddeutsche Gesetz, das keinen Unterschied zwi-
schen Beamten und Nichtbeamten machen wollte, ist 
hier verkannt worden. wobei freilich die oberflächliche 
Interpretation ohne die Blickeinengung des deutschen 
Durchschnittsbeamten auf die eigene Existenzform gar 
nicht möglich gewesen wäre. 	Die Gerechtigkeit ge- 
bietet, dem sofort hinzuzusetzen. daß das Gesetz ein 
Wahlrecht auf eine Rente einräumt, die an die Höchst-
gienze nicht gebunden ist. Sie ist das Schmuckstüdc 
des Gesetzes. Aber es bleibt eine beträchtliche Zahl 
von Fällen, in denen sie nicht hilft. 
3. Weithin in Verruf gebracht hat sich das Gesetz be-
reits durch die praktische Ausschließung der Sonder-
abgabenerstattung, also durch die einstweilige Nicht-
wiedergutmachung jener grausigen Erpressung. die im 
November 1938 die ganze Welt alarmiert hat. Ich wage 
nicht. den Motivknäuel von Dogmatismus und Fiska-
lismus aufzudröseln. dem der § 21 des Gesetzes ent-
stammt. Das Ergebnis ist jedenfalls, daß nun in gro-
ßen Teilen Deutschlands nur derjenige die Raub-
gaben erstattet erhält, der sie bar aus der Tasche 
bezahlt hat. In einem noch größeren Teil Deutschlands 
soll sie jedenfalls derjenige nicht zurückerhalten, dem 
man damals nicht nur die Geldsumme als solche. son-
dem überdies noch zu ihrer Bezahlung die Ablieferung 
von Wertpapieren oder Wertsachen auferlegt hat. Das 
Schicksal schließlich, das die Fahrlässigkeit des Gesetz-
gebers demjenigen bereitet hat. der die Abgabe aus 
dem Erlös privatverkauften Besitzes beglich. muß ich 
heute unenthiillt lassen. 
9. Und nun beschert der Gesetzgeber nehmenderweise 
dem Verfolgten noch eine kleine Neckerei von der Art, 
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wıe s1e schon der Gauleiter lıebte: ntgegen dem Fnt- eın pPaar Proben von der Machart des Gesetzes
wurf des Bundesrats werden die Existenzentschädigun- leinen geben
FCH ıD 1933 nıcht NUr Zur IKinkommensteuer. sondern Als mi ßtönender Tusch VOarWwWES: | Abs bestimmt

über G Schadensersatz I6! 3163  i  A, D \..,(-h auf °ni-auch Notopter Derlin heranuezosen werden. Nur
| DP’razent. ist der Jude Klecinlich? Gewils. kein 32U- schädizung nach Oiesem ( s w1z HiM N verfülzt
leıter und kein SS-Führer ul dieses Drozent heute worden 1sSt un hierdurch e 1 {1 Leben
von seinen Einküniten den Jahren 1935— 43 nach- hiten hat. Den Anspruch hat Also dıe Leiche Vom
zuentrichten. ber der Verfolgte ırd verstehen, dafß abscheulichen Deutsch un der Cbertlüssigkeit des Sat-
ılım zukommt. au einem 054 oder 960 zınslos un 2605 SANZ abgescehen: mıt diesem unwürdıgen Schnitzer
beschnitten nachbezahlten Lohn AJUS jenen Jahren für also beginnt das Gesetz. das I  . — Rechtsantwort des
Berlin, woher ıhm damals 4 das Denkwürdige kam, deutschen Volkes aufß die AMigorde seın will, als eren

Dulder es ın der Geschichte stcht.noch eın etztes Opfer ZUu bringen. „Opfer sind VOTI -
meidlıch”, pflegte der Gauleiter solchenfalls zZu zCN; e Derselbe ers Satz des (sesetzes stellt das Grund-un wollen WIr getrost das Verfolgten-Sonderopter erfordernis auf, mMusse jJemand verfolgt se1inBerlin 1933— 435 ale Abzugsposten ıIn Bescheide seiner polıtischen Cberzeugung. Der Bundesratsent-2ufnehmen. wurf, und alle Welt mıt hın. hatte die Referenten dar-

komme Würdigung der handwerklichen Seite. auf hingewiesen, musse heiben: WESCH ciner politı-
Zu .  hr rechne ıch auch jenes Mindestmaß an Klarhei schen Überzeugung. Denn oft hat Ja die polıtische ber-
ın den Prinzipijen, ohne das zuch der praktische Gesetz- ZEUSUNS eines Familienmitzlieds dıe Angehörigen mit
geber eın solches Vorhaben nıcht beginnen sollte. ın dıe Verfolgung hineingerıissen. Den al der Sippen-

haft kennt jedes Schulkind sachwidrig un pein-In der Rede, die ich 05 ın Frankfurt gehal- ıch. ın diesen Fiällen ZU untersuchen. ob auch der Ver-habe (s u. 53), bın ıch der Prinzipienfrage g‘- haitete. Miißhandelte. Bovkottierte USW.,. selbst die frag-Aue nachgegangen habe eriınnert An die beiden ıche Überzeugung hatte, un gegebenenfalls dies undschon Von Aristoteles unterschiedenen Erscheinungs-
tormen der Gerechtigkeit, die wiederherstellende und damit den Wiedergutmachungsanspruch verneinen.
die austeilende, und habe darauf hingewiesen. daß ber eigensIiNNıg beharrte darauf. der Fehler des

sücddeutschen Gesetzes MUuSse bleiben Nicht einmal der
S Energie, Ireue ZUr schlichten herstellen- Haärteparagraph die Afıtzetroffenen.den Gerechtigkeit matt geworden sel. daß aber dafuür Der J  ... Absatz des ST | ıst 73} zustandegekommen,NSCTC esetzgebung F, xzese der austeilenden. ausschüt-
tenden Gerechtigkeit feire. Wo 6cs sıch. wıe bei den Ver- mäa  - 1n der Fassung des Bundesrats herummalte wıe
folgungstaten des Hitlerregimes. eleiımnentares Un- eın Aind, das eine eichnung erwischt hat. Der Bundes-
recht handle, dürf: nıcht dıe sıch reilıch gruoßartiger hatte
anfühlende) Gerechtigkeit des Ausschüttens walten. Als politisch gilt auch e1ne Cberzeugung, die iıhren
sondern die andre., die sıch strikt das Geschehene JTräger bestimmte. sıch Gefährdung seiıner
halt. das umgestürzte und nıedergetretene Recht Person sinnlose Opfer oder SCSCH die
so SOTSSaM und als moöglıch wieder aufzurichten. tung des Feindes einzusetzen.
NSoweit der erlittene 1n F’rage steht, heißt das Jetzt heißt C  o Ider Gesetzgeber hat anzuordnen. daß Schadensersa:
geleistet werde, wı1ıe dies der Tiefe der Der Verfolgung palitischer Überzeugung
Rechtsgeschichte und ın der Breite des sons wird gleichgestellt eine Verfolgung, die darauf be-
1n und außerhalb Deutschlands geltenden Rechts 1e€ ruhte, der Verlfolgte auf Grund eigener Ge-
selbstverständliche olge jeden verübten Unrechts ist. wissensentscheidung sıch un Gefährdung seiner
Da das Unrecht ın er Namen egangen wurde, Person 1V 1e Mißachtung der enschen-
sind wır als Gesamtheit S Schadensersatz verpflichtet. würde oder BEeTCH die ittlıch. auch durch den Krieg
Wer aber Schadensersatz verpflichtet ist, sa das icht gerechtiertigte Vernichtung Menschen-
Bürgerliche Gesetzbuch ım Chor aller Rechtsordnun- leben eingesetzt hat.
gCN, hat den Zustand herzustellen der bestehen würde,
wenn der ZUTMM Ersatz verpflichtende Umstand nıcht In jedem Punkt., 1n dem VO  - der Vorlagé abgcwici1en
eingetreten wäre. War der ZUum Ersatz verpflichtende wurde, kann der zusätzlich® Wortaufwand S ın der

Richtung wirken, ängstlıche Behörden unsachl:;:cheUmstand die Nichtbeachtung eines Verkehrssignals Abweisungs un!  de daraus entwickeln. wird etwaund Wäas daraus folgte, zweiıfelt nıemand, un heißen, der erfolgte habe ZwWw äl aktiv se1n Leben e1n-wıe 16 Herstellung des gerechten Zustands bewerk- gesetzt, aber AUur, weil sein Vorgesetzter oder sonsstelligen ist. War jener Umstand aber die amtlıche eıne Respektsperson zuf ihn eingewirkt habe: alsoerwandlung eines Landes In eine Mordhöhle. dann
setzt das Rechtsempfhinden und eın DUar Juristen moöge S eine „Gewissensentscheidung” vorliegen,
beginnen zZu knobeln, S INan ın solchem Fall ohl keinesfalls se1 aber eine „EIZENE” Gewissernsentschei-
den Cbriggebliebenen ım Hinblick auf andere, die zuch dung gEeWESCH. der er ls Offizier ZWar verhıin-

In dem dert, R dıe ihm nvertrauten Aannschaften nutzlos
etwas wollen, „gewähren“ könnte. Hier, fert wurden ın einer Lagze. in der etwa Blücher beıahnungslosen Leichtsinn. miıt dem hier Rat au seine ruhmte Kapitulation erklärte; aber das
ernste Dinge herangeht, An dıe Elemente der rund- Gesetz verlange, daß der Vertolgte sich geSCH eıneordnung, der eın olk gelebt hat und eiß Gott „Vern  chtung vVon Menscheniehen eingesetzt habe, undnoch weıter eben mochte. hıer 1eg der eigentlicheFrevel. hier beginnt einem miıtten Im Spott, mitten 1n losen Befehl zZu Ausharren hıs ZUIZL etzten Mann

6cs gehe ıcht den SC1 auch militärisch Sinn-
der Groteske Zu uCH, und ermiit. wohin dieses
unser Volk, das noch eın großer zorniger Jurist der als „Vernichtung Von Menschenleben ZUu bezeichnen,

vielmehr Erschieften. Vervasen und 19-Generation T  : Groüßeltern den eigentlichen tung mıt der Spritze verstehen sel. der der Vor-Kechtsvölkern zahlte, seiıtdem gekommen ist se oder der Vater habe Von dem K ınsatz seines
ber ıch 111 den Vorhang CGirundsätzlichen hın- Untergebenen oder seinNCcsS ohnes vA gvewußt und
ber für heute wieder zuziehen un Sıe auf die Frank- durch seine stil!schweigenae Duldung der betref-
furter Rede verweısen (s u. 5. 53) Für heute 1l ıch fenden Aktion ermutigt un S1e ermöglıcht; se1 auch
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wie sie schon der Gauleiter liebte: Entgegen dem Ent-
wurf des Bundesrats werden die Existenzentschädigun-
gen ab 1933 nicht nur zur Einkommensteuer. sondern 
auch zum Notopfer Berlin herangezozen werden. Nur 
1 Prozent. ist der jude kicinlich? Gewiß. kein Gau- 
leiter und kein SS-Führer hat dieses Prozent heute 
von seinen Einkünften aus den Jahren 1933-45 nach-
zuentrichten. Aber der Verfolgte wird verstehen, daß 
ihm zukommt. aus seinem 1954 oder 1960 zinslos und 
beschnitten nachbezahlten Lohn aus jenen Jahren für 
Berlin, woher ihm damals all das Denkwürdige kam, 
noch ein letztes Opfer zu bringen. „Opfer sind unver-
meidlich", pflegte der Gauleiter solchenfalls zu sagen; 
und so wollen wir getrost das Verfolgten-Sonderopfer 
Berlin 1933-45 als Abzugsposten in unsre Bescheide 
aufnehmen. — 
Idi komme zur Würdigung der handwerklichen Seite. 
Zu ihr rechne ich auch jenes Mindestmaß an Klarheit 
in den Prinzipien, ohne das auch der praktische Gesetz-
geber ein solches Vorhaben nicht beginnen sollte. 

In der Rede, die ich am 9. 6. 1953 in Frankfurt gehal-
ten habe (s. u. S. 53), bin ich der Prinzipienfrage ge-
nauer nachgegangen. Ich habe erinnert an die beiden 
schon von Aristoteles unterschiedenen Erscheinungs-
formen der Gerechtigkeit, die wiederherstellende und 
die austeilende, und habe darauf hingewiesen. daß. 
unsre Energie, unsre Treue zur schlichten herstellen-
den Gerechtigkeit matt geworden sei. daß aber dafür 
unsere Gesetzgebung Exzese der austeilenden, ausschüt-
tenden Gerechtigkeit feire. Wo es sich. wie bei den Ver-
folgungstaten des Hitlerregimes. um elementares Un-
recht handle, dürfe nicht die (sich freilich großartiger 
anfühlende) Gerechtigkeit des Ausschüttens walten. 
sondern die andre. die sich strikt an das Geschehene 
hält. um das umgestürzte und niedergetretene Recht 
so sorgsam und genau als möglich wieder aufzurichten. 
Soweit der erlittene Schaden in Frage steht, heißt das: 
der Gesetzgeber hat anzuordnen. daß Schadensersatz 
geleistet werde, wie dies in der ganzen Tiefe der 
Rechtsgeschichte und in der ganzen Breite des sonst 
in und außerhalb Deutschlands geltenden Rechts die 
selbstverständliche Folge jeden verübten Unrechts ist. 
Da das Unrecht in unser aller Namen begangen wurde, 
sind wir als Gesamtheit zum Schadensersatz verpflichtet. 
Wer aber zum Schadensersatz verpflichtet ist, sagt das 
Bürgerliche Gesetzbuch im Chor aller Rechtsordnun-
gen, hat den Zustand herzustellen. der bestehen würde, 
wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht 
eingetreten wäre. War der zum Ersatz verpflichtende 
Umstand die Nichtbeachtung eines Verkehrssignals 
und was daraus folgte, so zweifelt niemand, daß und 
wie die Herstellung des gerechten Zustands zu bewerk-
stelligen ist. War jener Umstand aber die amtliche 
Verwandlung eines Landes in eine Mordhöhle. dann 
setzt das Rechtsempfinden aus. und ein paar Juristen 
beginnen zu knobeln, was man in solchem Fall wohl 
den übriggebliebenen im Hinblick auf andere, die auch 
etwas wollen, „gewähren" könnte. Hier, in dem 
ahnungslosen Leichtsinn. mit dem man hier an tod-
ernste Dinge herangeht, an die Elemente der Grund-
ordnung. aus der ein Volk gelebt hat und weiß Gott 
noch weiter leben möchte. hier liegt .der eigentliche 
Frevel. hier beginnt einem mitten im Spott. mitten in 
der Groteske zu grauen. und man ermißt. wohin dieses 
unser Volk, das noch ein großer zorniger Jurist aus der 
Generation unserer Großeltern zu den eigentlichen 
Rechtsvölkern zählte, seitdem gekommen ist. 
Aber ich will den Vorhang zum Grundsätzlichen hin- 
über für heute wieder zuziehen und Sie auf die Frank- 
furter Rede verweisen (s. u. S. 33). Für heute will ich 

nur ein paar Proben von der Machart dcs Gesetzes im 
kleinen geben. 
1. Als mittunender Tusch vorweg: 1 Abs. 1 bestimmt 
über den Schadensersatz hei M.1-d :  ...\:-. , ; , ruch auf Ent-
schädigung nach diest.ln Gc,:zz hat. wci- . . . verfo!gt 
worden ist und hierdurch S:ladcii an Leben . . . er-
litten hat.' Den Anspruch hat also die Leiche. Vom 
abscheulichen Deutsch und der übertlüssigkeit des Sat-
zes ganz abgesehen: mit diesem unwürdigen Schnitzer 
also beginnt das Gesetz. das die Rechtsantwort des 
deutschen Volkes auf die ».-prde sein will, als deren 
Dulder es nun in der Geschichte steht. 
2. Derselbe erste Satz dcs Gesetzes stellt das Grund-
erfordernis auf, es müsse jemand verfolgt sein wegen 
seiner politischen Oberzeugung. Der Bundesratsent-
wurf, und alle Welt mit ihm. hatte die Referenten dar-
auf hingewiesen, es müsse heißen: wegen einer politi-
schen Überzeugung. Denn oft hat ja die politische Ober-
zeugung eines Familienmitglieds die Angehörigen mit 
in die Verfolgung hineingerissen. Den Fall der Sippen-
haft kennt jedes Schulkind. Es ist sachwidrig und pein-
lich. in diesen Fällen zu untersuchen. ob auch der Ver-
haftete. Mißhandelte. Boykottierte usw. selbst die frag-
liche Oberzeugung hatte, und gegebenenfalls dies und 
damit den Wiedergutmachungsanspruch zu verneinen. 
Aber eigensinnig beharrte man darauf. der Fehler des 
süddeutschen Gesetzes müsse bleiben. Nicht einmal der 
Härteparagraph nennt die Mitgetroffenen. 
3. Der 2. Absatz des § 1 ist so zustandegekommen, daß 
man in der Fassung des Bundesrats herummalte wie 
ein Kind, das eine Zeichnung erwischt hat. Der Bundes-
rat hatte gesagt: 

Als politisch gilt auch eine Cberzeugung, die ihren 
Träger bestimmte. sich unter Gefährdung seiner 
Person gegen sinnlose Opfer oder gegen die Äch-
tung des Feindes einzusetzen. 

Jetzt heißt es: 
Der Verfolgung wegen politischer überzeugung 
wird gleichgestellt eine Verfolgung, die darauf be-
ruhte, daß der Verfolgte auf Grund eigener Ge-
wissensentscheidung sich unter Gefährdung seiner 
Person aktiv gegen die Mißachtung der Menschen-
würde oder gegen die sittlich, auch durch den Krieg 
nicht gerechtfertigte Vernichtung von Menschen-
leben eingesetzt hat. 

In jedem Punkt, in dem von der Vorlage abgewichen 
wurde, kann der zusätzliche Wortaufwand nur in der 
Richtung wirken, daß ängstliche Behörden unsachliche 
Abweisungsgründe daraus entwickeln. Es wird etwa 
heißen, der Verfolgte habe zwar aktiv sein Leben ein-
gesetzt, aber nur, weil sein Vorgesetzter oder sonst 
eine Respektsperson auf ihn eingewirkt habe; also 
möge zwar eine „Gewissensentscheidung" vorliegen, 
keinesfalls sei es aber eine -eigene -  Gewissensentschei-
dung gewesen. Oder: er habe als Offizier zwar verhin-
dert, daß die ihm anvertrauten Mannschaften nutzlos 
geopfert wurden in einer Lage. in der etwa Blücher bei 
Ratkau seine berühmte Kapitulation erklärte; aber das 
Gesetz verlange, daß der Verfolgte sich gegen eine 
;Vernichtung von Menschenleben -  eingesetzt habe, und 
es gehe nicht an. den — sei es auch militärisch sinn-
losen — Befehl zum Ausharren bis zum letzten Mann 
als „Vernichtung von Menschenleben" zu bezeichnen, 
worunter vielmehr nur Erschießen. Vergasen und Tö-
tung mit der Spritze zu verstehen sei. Oder: der Vor-
gesetzte oder der Vater habe von dem Einsatz seines 
Untergebenen oder seines Sohnes zwar gewußt und 
durch seine stillschweigende Duldung zu der betref-
fenden Aktion ermutigt und sie ermöglicht; er sei auch 
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dafür hingerichtet worden: aber y fehle ın dem mC lıch könnten ihm IUT noch D eveben  %}  C  {} werden un auf
setzlichen Erfordernis. al sıch „UAREU“ eingesetzt Jüahre verteilt reiche jenes Kapıtal sehr wohl! Was dann
habe Dem Rechtsausschuß des Bundestags ist einem wird. ' e’} wıe ertels Kleinhbürger den VWett-

kampf Mmut dem Tabellentod aufnınımt und nach Jahrverhältnismäßig ruhen Zeitpunkt dieses Beispiel für
und Tayg wiederkomint. NUu.  - habe C 1° doch überlebt unddie Feinstruktur des Revierungsentwurfs vorexerziert

worden: half aber nıchts. habe 2 1so nıcht gereicht, ınd also bekonmme er doch
Zu den Elementarkenntnissen e1nes Gesetzgebers Von Anfanyg und ıs ans Ende der Tage seiner

gehört e5, wIiISsen. ın welchen Kiüllen .Wenn” Si1- Witwe die goldene kKente WIT S uUuns. das
auch noch 1uszudenken.

gcnh mu un ın weilchen „‚Soweit”. Sagt enn
bedeutet das für die Rechtstolge eın schneidendes Glauben Nie aber nıcht der Verfolgte mMusse ALULS A  Ö-

FEntweder-Öder: ennn Ja‚ wird das Ganze. wenn ne1n, nıgsberg sern. damıt sıch dem Wenn., un der Will-
wırd nıchts geleistet. Wiıll dies Entweder-Oder nıicht. kuür dieses Wenn. ausgesetzt sıeht Dei der Isxistenz-
sondern 111 1Ur eiıne MViaßrelation. darf nıcht schadensrente der Angestellten, sıch Ja eine Errun-
„Wenn” Sagen, sondern mu geCH  D  ; „Soweıit”: Soweıt genschaft findet siıch SUNz allgemein eın miındestens
dann die Voraussetzung zutrifft. soweıt mır z. B die ebenso verfängliches Wenn. Venn iıch namlıch dre:
ıttel Unterhalt tehlen. bekomme iıch eiwas: ‚ Monate nach Zustellung des Bescheids 565 Jahre alt
weiıt ich 1€e€ Mıttel selbst habe bekomme ıch nıchts werde. ann rhalte ıch die Rente ım Kapitalwert von

1n gewiß, dafl jeder von nen sıch zutraut miıt gegebenenfalls 000.— Wenn mır dageven den
dem Gebrauch dieser beiden Wortchen zurechtzukomn- Bescheid vier Monate dem 55 Geburtstag zustellt,
INCnNn., ber durch Gesetz zıeht sıch als eıne WKON- dann habe iıch miıch mıt der Abfindung ZU begnügen,.
stitutionelle Schwäche dıe Verwechslung von Wenn die den 5. Teil davon ausmachen Mas un die mehr
und Soweit, Von Alternative und Maßßrelation. Und als > 000.— überhaupt nıcht ausmachen kann. 1°ecr
Sie ahnen ohl daß das wieder ın einem organischen lıegt also einfach ın der and des Amtes, das Wenn
Zusammenhang steht mit jener Grundanmaßung, ma herbeizuführen, dem Segen oder Dürre abhängt.
habe 1er nıcht nach dem \laß des erliıttenen Schadens kenne einen führenden Wiedergutmachungsjuristen,
den Besitzstand eınes Rechtsgenossen, un damıt das einen nettien Menschen aber reb sıch die Hände,
Recht selbst wiederherzustellen, sondern man habe e1in bald cr wieder einmal einen Anspruch „abgeschmet-
Stuck Volksvermögen nach eigenen Einfällen auszuschut- ter hatte, das seın Ausdruck. Denke iıch zugleich

Wer den Beute!l fängt behält hn. Dem entspricht iıh un den N J  6, SC kann ich die YVision einer
die Fröhlichkeit. mıt der es auf un aD In Ge- Dienstanweisung nıcht verscheuchen, seien die Ak-
setz heißt Wenn diıes Un das dann eld oft tjemlıch ten der 64)Jährigen vormalıgen Angestellten mıt Vor-
vıel Geld: wenn cdıes und nıcht. annn ıchts rang ZUu bearbeiten. damit durch rechtzeitige Zustellungdes Bescheids das Entstehen des Rechts eıne RenteSo gibt Abs. dem Emigranten Königsberg
1Im Normalfall eine Existenzentschädigung V O  - DC- en vermijeden werde. Beamte. die fahrlässig
suchter Kläglichkeit. Ihre Höchstgrenze 1st  . miıt { IU — rAx Entstcehen des Rechtes kommen lıeßen. hätten da-
aufs feinste errechnet. 141e 07350). — sınd nıcht eiwza für mıiıt rechnen .. ıch darf abbrechen
das Jahr, ’sondern für dıe SANZEe restliche ebenszeıt Und noch eın etztes absolutes Wenn. dem Ab-
gedacht. Hıinterbliebene eingeschlossen. Aber C ist eine schnitt Ausbildungsschäden. Der Abschnitt bezeichnet

Lotterjiechance 1,große eıns jener absoluten eines der düstersten Kapitel ın der deutschen ı1eder-
Wenns. Wenn namlıch 65 Jahre alt ist in wel- gutmachungsgeschichte. Jeder Amltsrichter mu{ und
cMhem Zeitpunkt, hat der Gesetzgeber icht TTra- kann schätzen. weilches wirtschaitliche Fortkommen eın
ien und wenn das. was CT noch hat, zum Unterhalt Zwöälfjähriger spater gehabt haben würde. hätte ıhm
ıcht ausreicht, dann VOr oldet seinen Lebensabend nıcht eın leichtsinniger Kratftfahrer das eın bgefah-
enre Rente, deren ochst etrag schon im siebenten : CnMN. Aber bis zı Stunde finden zwel oder drei mals-© jene 07 5U. — überschreitet, die lebenslänglıch gehbende Juristen CGlauben miıt der Behauptung. wus

äuft und die sıch ın eine Witwenrente fortsetzt. Ge-
setzt also, habe iın alles aufzehrt. Was er muß,

eın Vertolgter, der 19535 das Studium aufgeben mußte

noch 7 5{). —m 1m Monat verzehren. und das zustan-
un dann 1949 erfolgreich eschloß. in der Zwischen-
zeıt als Jurist mehr verdient haätte enn als ager-dige Amt findet, der richtige Unterhalt des Ylannes arbeiter, abzuschätzen gehe über Menschenkratt.

se1 mıiıt 9 5(), —m bestreiten: erhalt 1m Höchstfall So hat in also, 5  (3 dem Haager Versprechenjene 15 für se1in gaNnzZCS Leben. Kommt aber dem un entgegen der in N 59 kühnlich aufgestellten Be-
Anwalt des Mannes ın der Berufungsinstanz noch der hauptung, die Ausbildungsschäden nıcht als Existenz-
nfall, daß d  an ı —— Rundfunkgebühren beim Unterhalt behandelt. sondern hat auf die ausschüttende

seien, muß ıhlım un seiner Frau die Rente Gerechtigkeit umgeschaltet. Man eistet iıcht Schaden-
zugesprochen werden, deren Kapitalwert 50 00U. —— oder Z, sondern „bewilligt“ eine „Beihilfe” Und
60 — betragen kann. wird dann nicht einmal dieser Schaltung aufs Bewilligen entspricht letzte
etwas angerechnet, ist eın striktes Entweder-Oder, Entweder-Oder, ıch Ihnen vorführen ll darf
Ergebnis ausschüttender Gerechtigkeit. Sie diesem Zweck bekannt machen mit den beiden
Das deplacierte Entweder-UÜder hat schon in dem eben Medizinstudentinnen Lea und Rahel Sie en 9235
Ausgeführten noch eine zweıte Seite gezeigt: bedeu- das tudium abbrechen mussen. Beide haben sich in
tet, W«d das _- nn  - sıch nı exakt assen äßt. die der Folge ın untergeordneten Berufen durchgeschlagen.bare Willkür. eın alter \önigsberger Anwalt in der Lea ım Sommer 10438 Studium wieder aufge-amerikanıschen Provinz den (Ge enwert Von 230). — BOommen. ahe wolilte Im Winter tun er Im
oder von T(), —a DA Unterhalt braucht. kann ım Herbst haben sıe beide heiratet. 054 erhalten sie
Ernst naturlıich kein deutscher Beamter beurteilen. Es l  .  hre Bescheide. Lea ırd 6esCcN, sıe habe beim Inkraft-
kommt aber sogleich nuch eın zweiıtes Willkürelement treten des ‘Gesetzes hre Ausbildung teilweise nachge-hınzu. Unser Verfolgter mul ufbrauchen. S mMan holt gehabt Sıe rhalte daher gemä N den Zuschuß
ıhm für Fluchtsteuer un Sonderabgaben erstattet. für das Sommer-Semester RM in DaAf umverech-
„Aufbrauchen”. dazu mul fsı) axıert werden. wie mnetf. tut \ark Rakhel hingegen wird lesen. sIe habe
lanı © nuch Iehen wird. \ eiche Mügiichkeit. ıhın ‚UF die Ausbifcdung NICHT nachscholft. SOTMNIL velte \ un  v tuf
zurechnen. Irre. ka r” >1 1.‘h nuch * Jahre gebhe, amt- 5000 Mark Sie schütteln den Koupf? Aber wn sıch

dafür hingerichtet worden; aber es fehle an dem ge- 
setzlichen Erfordernis. da.ß er sich „aktiv -  eingesetzt 
habe. Dem Rechtsausschuß des Bundestags ist zu einem 
verhältnismäßig frühen Zeitpunkt dieses Beispiel für 
die Feinstruktur des Regierungsentwurfs vorexerziert 
worden; half aber nichts. 
4. Zu den Elementarkenntnissen eines Gesetzgebers 
gehört es, zu wissen. in welchen Fällen er „Wenn -  sa-
gen muß und in welchen „Soweit - . Sagt er „Wenn - . 
so bedeutet das für die Rechtsfolge ein schneidendes 
Entweder-Oder: Wenn ja, wird das Ganze, wenn nein, 
wird nichts geleistet. Will er dies Entweder-Oder nicht. 
sondern will er nur eine Maßrelation. so darf er nicht 
„Wenn' sagen, sondern muß sagen: „Soweir: Soweit 
dann die Voraussetzung zutrifft, soweit mir z. B. die 
Mittel zum Unterhalt fehlen. bekomme ich etwas; so-
weit ich die Mittel selbst habe. bekomme ich nichts. 
Ich bin gewiß, daß jeder von Ihnen sich zutraut. mit 
dem Gebrauch dieser beiden Wörtchen zurechtzukom-
men. Aber durch unser Gesetz zieht sich als eine kon-
stitutionelle Schwäche die Verwechslung von Wenn 
und Soweit, von Alternative und Maßrelation. Und 
Sie ahnen wohl. daß das wieder in einem organischen 
Zusammenhang steht mit jener Grundanmaßung, man 
habe hier nicht nach dem Maß des erlittenen Schadens 
den Besitzstand eines Rechtsgenossen, und damit das 
Recht selbst wiederherzustellen, sondern man habe ein 
Stück Volksvermögen nach eigenen Einfällen auszuschüt-
ten. Wer den Beutel fängt. behält ihn. Dem entspricht 
die Fröhlichkeit, mit der es auf und ab in unserem Ge-
setz heißt: Wenn dies und das, dann Geld oft ziemlich 
viel Geld; wenn dies und das nicht. dann nichts. 
So gibt § 70 Abs. 1 dem Emigranten aus Königsberg 
im Normalfall eine Existenzentschädigung von ausge-
suchter Kläglichkeit. Ihre Höchstgrenze ist mit 9 750.— 

aufs .feinste errechnet. Die 9750.— sind nicht etwa für 
das Jahr, 'sondern für die ganze restliche Lebenszeit 
gedacht. Hinterbliebene eingeschlossen. Aber es ist eine 
große Lotteriechance dabei, eins jener absoluten 
Wenns. Wenn er nämlich 63 Jahre alt ist — in wel-
chem Zeitpunkt, hat uns der Gesetzgeber nicht verra-
ten — und wenn das, was er noch hat, zum Unterhalt 
nicht ausreicht, dann vergoldet seinen Lebensabend 
jene Rente, deren Höchstbetrag schon im siebenten 
Monat jene 9750.— überschreitet, die lebenslänglich 
läuft und die sich in eine Witwenrente fortsetzt. Ge-
setzt also, er habe. wenn er alles aufzehrt. was er muß, 
noch 250.— im Monat zu verzehren, und das zustän-
dige Amt findet, der richtige Unterhalt des Mannes 
sei mit 250.— zu bestreiten: so erhält er im Höchstfall 
jene 9750.— für sein ganzes Leben. Kommt aber dem 
Anwalt des Mannes in der Berufungsinstanz noch dei 
Einfall, daß EL— Rundfunkgebühren beim Unterhalt 
vergessen seien, so muß ihm und seiner Frau die Rente 
zugesprochen werden, deren Kapitalwert 50 000.— oder 
60 000.— betragen kann. Es wird dann nicht . einmal 
etwas angerechnet, es ist ein striktes Entweder-Oder, 
Ergebnis ausschüttender Gerechtigkeit. 
Das deplacierte Entweder-Oder hat schon in dem eben 
Ausgeführten noch eine zweite Seite gezeigt: es bedeu-
tet, wo das „Wenn -  sich nicht exakt fassen läßt, die 
bare Willkür. Ob ein alter Königsberger Anwalt in der 
amerikanischen Provinz den Gegenwert von :130.— 
oder von 260.— DM zum Unterhalt braucht. kann im 
Ernst natürlich kein deutscher Beamter beurteilen. Es 
kommt aber sogleich noch ein zweites Willkürelement 
hinzu. Unser Verfolgter muß aufbrauchen. was man 
ihm für Fluchtsteuer und Sonderabgaben erstattet. 
*Aufbrauchen - . dazu muß also taxiert werden. wie 
lang er noch leben ‘•ird. Welche \higiichkcit. ihm vor-
zurechnen. er irre. wenn er ›i‘ -h noch 3 Jahre gebe. amt- 

lich ki;imten ihm nur noch 3 gegeben werden und auf 3 
iahte verteilt reiche jenes Kapital sehr wohl ! Was dann 
wird. wenn er wie Werfels Kleinbürger den 'Wett-
kampf mit dem Tabellentod aufnimmt und nach Jahr 
und Tag wiederkommt. nun habe er doch überlebt und 
es habe also nicht gereicht. und also bekomme er doch 
von Anfang an und bis ans Ende der Tage seiner 
Witwe die goldene Rente — ersparen wir's uns. das 
auch noch auszudenken. 
Glauben Sie aber nicht. der Verfolgte müsse aus Kö-
nigsberg sein. damit er sich dem Wenn, und der Will-
kür dieses Wenn. ausgesetzt sieht. Bei der Existenz-. 
schadensrente der Angestellten, an sich ja eine Errun-
genschaft. findet sich ganz allgemein ein mindestens 
ebenso verfängliches Wenn. Wenn ich nämlich drei 
Monate nach Zustellung des Bescheids 63 Jahre alt 
werde. dann erhalte ich die Rente im Kapitalwert von 
gegebenenfalls 50 000.—. Wenn man mir dagegen den 
Bescheid vier Monate vor dem 65. Geburtstag zustellt, 
dann habe ich mich mit der Abfindung zu begnügen. 
die den 5. Teil davon ausmachen mag und die mehr 
als 25 000.— überhaupt nicht ausmachen kann. Hier 
liegt es also einfach in der Hand des Amtes, das Wenn 
herbeizuführen, von dem Segen oder Dürre abhängt. 
Ich kenne einen führenden Wiedergutmachungsjuristen. 
einen netten Menschen. aber er rieb sich die Hände, so-
bald er wieder einmal einen Anspruch „abgeschmet-
tert -  hatte, das war sein Ausdruck. Denke ich zugleich 
an ihn und an den 36, so kann ich die Vision einer 
Dienstanweisung nicht verscheuchen, es seien die Ak-
ten der 64jährigen vormaligen Angestellten mit Vor-
rang zu bearbeiten. damit durch rechtzeitige Zustellung 
des Bescheids das Entstehen des Rechts. eine Rente zu 
wählen. vermieden werde. Beamte, die es fahrlässig 
zum Entstehen des Rechtes kommen ließen. hätten da-
mit zu rechnen . . .; nun ich darf abbrechen. 
Und nun noch ein letztes absolutes Wenn. aus dem Ab-
schnitt Ausbildungsschäden. Der Abschnitt bezeichnet 
eines der düstersten Kapitel in der deutschen Wieder-
gutmachungsgeschichte. Jeder Amtsrichter muß und 
kann sdetzen, welches wirtschaftliche Fortkommen ein 
Zwölfjähriger später gehabt haben würde. hätte ihm 
nicht ein leichtsinniger Kraftfahrer das Bein abgefah-
ren. Aber bis zur Stunde finden zwei oder drei maß-
gebende Juristen Glauben mit der Behauptung. was 
ein Verfolgter, der 1933 das Studium aufgehen mußte 
und es dann 1949 erfolgreich beschloß. in der Zwischen-
zeit als Jurist mehr verdient hätte denn als Lager-
arbeiter, das abzuschätzen gehe über Menschenkraft. 
So hat man also, entgegen dem Haager Versprechen 
und entgegen der in 52 kühnlich aufgestellten Be-
hauptung, die Ausbildungsschäden nicht als Existenz-
schäden behandelt. sondern hat auf die ausschüttende 
Gerechtigkeit umgeschaltet. Man leistet nicht Schaden-
ersatz, sondern man "bewilligt' eine *Beihilfe - . Und 
dieser Schaltung aufs Bewilligen entspricht das letzte 
Entweder-Oder, das ich Ihnen vorführen will. Ich darf 
Sie zu diesem Zwedc bekannt machen mit den beiden 
Medizinstudentinnen Lea und Rahel. Sie haben 1935 
das Studium abbrechen müssen. Beide haben sich in 
der Folge in untergeordneten Berufen durchgeschlagen. 
Lea hat im Sommer 1948 das Studium wieder aufge-
nommen. Rahel wollte es im Winter tun. Aber im 
Herbst haben sie beide geheiratet. 1954 erhalten sie 
ihre Bescheide. Lea wird lesen, sie habe beim Inkraft-
treten des -Gesetzes ihre Ausbildung teilweise nachge-
holt gehabt. Sie erhalte daher gemäß § 54 den Zuschuß 
für das Sommer-Semester 1948. RM in DM umgerech- 
net. tut 201) Mark. Rahel hingegen wird lesen. 	habe 
die Ausbildung nicht nachgeholt. somit gelte 	..";3. tut 
3000 Mark. Sie schüttele den Kopf? Aber wenn sich 
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der Gesetzyeber einmal vyon der herstellenden Gerech- 1at sıch schon ahnlıch vernchmen assen. hne olche
tigkeit dispensiert hat. dar{f ıhm vVor seiıner (Gottähn- Kichter sind WITE niit diesem Gesetz verloren.
liıchkeit nıcht mehr ange werden. war ANTC- Die Gerichte un eıgenen Landes werden uns darınnechm. Lea nıcht angenehm. sıcherlich nıcht enttäuschen. : iıch doch jedes der
Was sollen WIr tun? Verehrte Anwesende. iıch wo1ß bisherisen Oberlaundescserichie 137n rechtsschöpferi-heute noch keinen yat Z1] gchen. In dieseum un<c_rc schen Eh:rentitel erworhben: KRarlsrüuhe 3L der LOsunyDeutschland ISt das Selbstverständliche nıcht iın FeTS- des vertrackten Problems. V-  e  r< die Armsierunwserlöse
sten selbstverständlıich. Selbstverständlıch WarE, s() Ort

die Arbeıit der Gesetzesänderung gehen Aber
tellen (seine Lösung hat dcr Bundesrat akzeptiert),Stuttgart mıt der Anerkennune ler Ausbildungsschä-die Bundesregjerung. ganz abgesehen davon, da T i den, Tübingen mıt der Erkenntnis. Jaß sich nıcht

nıemand hat., der die Arbeiıt eisten konnte. hat sıch der Widerstandskämpfer, wohl aber das Opfer des
festgelegt darauf, laß jede Mehrausgabe unterbleibe.
Das wurde ZWJÜ die Initjative der gesetzwehbenden Kassewahns eiıne Prüfung zuf sıttliches Gefestigtseinverbitten dart. und schliefislich hier das FreiburgerHäuser noch ıcht hindern. wenn s$1e auch angesichts ber ericht mıt der Feststellung. cn eın Regieren-des Finanzvetos der Regierung sehr erschwert. Aber der zangster ausschickt. den Volksyenossen Schmidt
8194 sind 1m Bundesrat VÖO den Männern, die S1 noch
VOr J Monaten ZUu einer solchen Arbeiıt verbunden hat- umzulegen. dafßs CS dann dasselbe Unrecht ıst obD der

Umgelegte Schmidt rar oder verschentlich Schmidt
ten. dreı seitdem ausgeschieden. Im Bundestag ıst ZWÜUF NMUur hieß. Auch das Beharren auf dieser Binsenwahr-
das Frankfurter andat 6. September auf Profes- heit nam  lich. meıine Damen und Herren, beim
SOr Franz Böhm übergegangen. der Wollen und Stand unserer Gesetzgebung rechtsschöpferisch und
Sachkunde geradezu eın Symbol st. Aber für eın ınter- 1e€ cs. enn die Hinterbliebenen dessen; der Schmidtfraktionelles Initjatıvgesetz alle taktischen Vor- Nnur hieß werden auch Vom Bundesgesetz auf Dar-
aussetzungen. sehe also noch niıcht wıe wır der reichungen AJUS dem Härtefonds verwıesen.
Novelle kommen sollen. Und mMan mufß froh daran Aber iıch 111 cdas Gesetz nıcht noch eiınmal aufschlagen.se1in. daß CS Ende Julın den kurz denkenden
Wünschen der wohlwollenden Länder, mıit Flilfe der Dagegen moöchte iıch hre Geduld nach für einen Epilog
weniger wohlwollenden noch gelungen  . ist. in das Ge- erbitten. einen Punkt betreffend. über den ıch SCrTN die

Meıinung ernstgesinnter Mitbürger rführe.setz eine Art Unterpfand dafür einzubauen. dafßi eine
Novelle wenigstens ın einem un nıcht .3  M In den etzten Wouchen hat men Alinisterium der Fall
werden kann: jene Umformung des N “  s die der eines jJungen Juden AUus dem hıs 1O18 deutschen ber-
desrat 1m Vermittlungsausschuß erwirkt hat und d  116e schlesien beschäftigt. Der Vater war ım SCrsStien elt-
lie Lastenverteilung zwischen Bund un Ländern Ä krieg deutscher Soldat ZgeweESsSCH und hetri:eb miıt seinen
einem befristeten Provisorıum herabgemindert huat so Sohnen eıne Schreinerwerkstatt. Als 1939 .dıe Deut-
dafß 715 LELnde 054 eın Gesetz jedenfalls fur diese schen kamen” 5(} NCHNnNnNCnN das J2 Sanz unbefangencl"C uNnsre CGierichte. als handie sich um iırgendwelcheeine Fraxge, ob 198 will oder nıcht. ergehen muß.

V oölkerschaft rıet MNan dem Vater. ins innere PolenEines allerdings können un sollen wır auf der Stelle
LUN. einen Entschluß sogleich in dieser Stunde fassecn: ZU Hiehen. Der Vater vertraute ZWar nıcht auf den Wi-
daß wIr alle wıe WIT da SIN!  d. KRıchter und Verwaltungs- derstand der volnıschen P’anzer: aber trotzdem lehnte

6r ab er habe VOoOnNn 914/18 das Eiserne Kreuz. Z weleute Publizisten Organisationsvertreter.
diesem Gesetz keine andre Achtung entgegenbringen. Stunden, nachdem dıe Truppe das Städtchen durch-
als cdıe 6es nach nha un Entstehuny verdient. schritten hatte kamen die anderen Deutschen. Er trat

ihnen mıiıt der Auszeichnung entgeven. Er un alle An-daf WIT wenigstens 1in diesem extremen Fall der Rechts-
gehorigen bis auf zweı Söhne endeten in der End-idee mehr gehorchen werden als dem Menschenwerk.

Mit der kleinen Chirurgie ırd das (resetz nıcht lösung. Einer der beiden miıt ıhm hatten wır ZUu tun,
lebensfähig machen können. Aber es gibt Ja Gründe erschien mıt seınen 15 Jahren für das Forschungsvor-haben geeignet. das ZL kliären hatte. wıe junge JudenKCNUßg, 44  = großen greifen. Das Gesetz 8 einerm
völkerrechtlichen Vertrag genugen; C: wı hinter einem ZWar Von der Fortpflanzung AUS-. aber ın die Arbeıt
vorhandenen. dem suddeutschen Gesetz nicht zuruück- eingeschaltet bleiben könnten. Fr wurde der ortlıchen
bleiben cdas Grundgesetz gebiete völkerrechtliche Ver- Zerstörung durch Bestrahlung unterzagen. Sogleichdanach wurde in Laufschritt und wieder dıe Ar-träge zu achten: das Grundgesetz gebietet. erworbene
Rechte achten: auch dıe Gesetze sSind. hat uns der Bun- beit gesetzt. Denn wWwWar Ja eine A  fethode  < erproben,
desgerichtshof gelehrt auszulegen. daß der wirkliche die unbemerkt während der Arbeit und ohne Storung
Wille erforscht und ıcht buchstäblichen Sinn des derselben Anwendung Äinden konnte. Nach Woaochen

holte wieder und schnitt l  .  hın das Vorbehan-Ausdrucks gehaftet wird und schließlich glauben Wır
wohl alle. lafß eine sSso einmalige Entstehungsgeschichte delte heraus. Der ÖOperateur zeigtc iıhm VOT: cdas SC-
auch schon für sıch allein eiıne sSONSt nıcht übliche Art der horte ır. aAber jetzt gehört uns. Das War Sanz sach-

lıch yemeınt: Die Hoden des Juden wurden kEigentumAuslezung fordert. Wie ıch eben erst hörte. gibt zuch der deutschen Forschung, Nachweis der Zerstö-etliıche Au des Kaisers Hause. 411 AL US den zustan-
digen Bundesministerijen. dıe sich diesem Gilauben rungswirkung gewisser Strahlen zuf menschliche Keim-
halten einer operatıven. eilenden Auslegung drüsen. Die Begleitworte wissen WIr ZwWar Mur dem

Zeugnis des Mannes selbst aber das erfindet ]Ja keinetigen. Alsa wollen wır vyetros resezieren und transplan-
tıeren. wollen namentlıch zuch Jas Blut aber Phantasıe. S() gibt s 1Ur In Wirklichkeit.
auch vVor Fanzcen künstlichen Gliedmafien dürfen wIir wähle den K all 3 Zwe] Gründen. LEinmal weEgCNicht zurückschrecken. Für eine Zwischenzeit konnen Ur- seiner Behandlung in ONn Nachcdem wır in Stuttgart
teıle WIC das Verwaltungsgerichtshofes eın Var- uUNnscTEe Verantwortungsfreudce ANYyespaNnNt hatten. dem
bild bieten. das er erließ. als das (iesetz Zu Art 151 all- Mann TOoL2Z unzulänglıchen Gesetzes J1e Anschaffung
zulange 4usblieb: zöogre der Gesetzgeber noch wesentlich einer Schreinereimaschine zu ermöglıchen. damıt
länger, werde er. der Gerichtshof. selbst Recht durch seıne Arbeit VOonNn seıncn Krinnerungen CLWAaS 10S-
schaffen. un der Kläger könne dann. unsgehindert durch komme. kam der Fall auch nach annn InNsS Finanzmini-
lie Rechtskraft der jetzigen Abweisung. wicderkom- sterium. Daort bewilliete man ın rühmlichem Entsetzen
Men. Auch der Frankfurter Wiedergutmuchungssenat sofort. ohne jedes Gesetz. ohne dıie Stuttgarter Lei-

hat sich schon ähnlich vernehmen lassen. Ohne solche der Gesetzgeber einmal von der herstellenden Gerech- 
Richter sind wir mit diesem Gesetz verloren. tigkeit dispensiert hat. darf ihm vor seiner Gottähn- 

lichkeit nicht mehr bange werden. Rahel war ange- Die Gerichte unseres eigenen Landes werden uns darin 
nehm. Lea war nicht angenehm. — 	 sicherlich nicht enttäuschen. H.tt Nich doch jedes der -1 

',WIeric-en OberiandeszerichIe einen rechtsschiipferi- Was sollen wir tun? Verehrte Anwesende. ich weiß 
N ci i en Elnentitel erworben: Karlsruhe mit der 1.,i;ung heute noch keinen Rat zu geben. In diesem unserem 
(les vertrackten PrAleins. das (lie Arisierungserlö,e Deutschland ist das Selbstverst:indliche nicht im gering -  
stellen (seine Lösung hat der Bundesrat akzeptiert), sten selbstverständlich. Selbstverständlich wäre. sofort 
Stuttgart mit der Anerkennung der Ausbildungsschä- an die Arbeit der Gesetzesänderung zu gehen. Aber 
den, Tübingen mit der Erkenntnis. daß sich zwar nicht die Bundesregierung. ganz abgesehen davon, daß sie 

niemand hat. der die Arbeit leisten könnte. hat sich der Widerstandskämpfer, wohl aber das Opfer des  
festgelegt darauf, daß jede Mehrausgabe unterbleibe. Rassewahns eine Prüfung auf sittliches Gefestigtsein 
Das würde zwar die Initiative der gesetzgebenden verbitten darf. und schließlich hier das Freiburger i  
Häuser noch nicht hindern. wenn es sie auch angesichts Obergericht mit der Feststellung. wenn ein Regieren-
des Finanzvetos der Regierung sehr erschwert. Aber der Gangster ausschickt. den Volksgenossen Schmidt 
nun sind im Bundesrat von den Männern, die sich noch uinzulegen. daß es dann dasselbe Unrecht ist. ob der 
vor 2 Monaten zu einer solchen Arbeit verbunden hat- Utisgelegte Schmidt war oder versehentlich Schmidt 
ten. drei seitdem ausgeschieden. Im Bundestag ist zwar nur hieß. Auch das Beharren auf dieser Binsenwahr-
das Frankfurter Mandat am 6. September auf Profes- heit war nämlich. meine Damen und Herren, beim 
sor Franz Böhnz übergegangen. der an Wollen und Stand unserer Gesetzgebung rechtsschöpferisch --und 
Sachkunde geradezu ein Symbol ist. Aber für ein inter- blieb es. denn die Hinterbliebenen dessen; der Schmidt 
fraktionelles Initiativgesetz fehlen alle taktischen Vor- nur hieß. werden auch vom Bundesgesetz auf Dar-
aussetzungen. Ich sehe also noch nicht. wie wir zu der reichungen aus dem Härtefonds verwiesen. 
Novelle kommen sollen. Und man muß froh daran 
sein. daß es Ende Aber ich will das Gesetz nicht noch einmal aufschlagen. Wünschen der woliJuli. entgegen den kurz denkenden

lwollenden Länder, der, mit Hilfe der Dagegen möchte ich Ihre Geduld noch für einen Epilog 
weniger wohlwollenden noch gelungen ist. in das Ge- erbitten. einen Punkt betreffend, über den ich gern die 
setz eine Art Unterpfand dafür einzubauen. daß eine Meinung ernstgesinnter Mitbürger erführe. 

In den letzten Wichen hat mein Ministerium der Fall Novelle wenigstens in einem Punkt nicht umgangen 
eines jungen Juden aus dem his i918 deutschen Oher- werden kann: jene Umformung des § 77, die der Bun- 
schlesien beschäftigt. Der Vater war im ersten Welt- desrat im Vermittlungsausschuß erwirkt hat und die 
krieg deutscher Soldat gewesen und betrieb mit seinen die Lastenverteilung zwischen Bund und Ländern zu 

einem befristeten Provisorium herabgemindert hat. so Söhnen eine Schreinerwerkstatt. Als 1939 ..die Deut- 
daß bis Ende 1954 ein neues Gesetz jedenfalls für diese sehen kamen -  -- so nennen das ja ganz unbefangen 

alle unsre Gerichte. als handle es s'ich um irgendwelche eine Frage, ob man will_ oder nicht. ergehen muß. 
Völkerschaft —: riet man dem Vater. ins innere Polen Eines allerdings können und sollen wir auf der Stelle 
z tun. einen Entschluß sogleich in dieser Stunde fassen: zu fliehen. Der Vater vertraute zwar nicht auf den Wi- 
clerstand der polnischen Panzer: aber trotzdem lehnte 

leute. Publizisten. Organisationsvertreter. Anwälte, 
daß wir alle. wie wir da sind. Richter und Verwaltungs- 

er ab: er habe von 1914/18 das Eiserne Kreuz. Zwei 
diesem Gesetz keine andre Achtung entgegenbringen. Stunden, nachdem die Truppe das Städtchen durch- 
als die es nach Inhalt und Entstehung verdient. und schritten hatte. kamen die anderen Deutschen. Er trat 
daß wir wenigstens in diesem extremen Fall der Rechts- ihnen mit der Auszeichnung entgegen. Er und alle An- 

gehörigen bis auf zwei Söhne endeten in der End- idee mehr gehorchen werden als dem Menschenwerk. 
Lösung. Einer der beiden. mit ihm hatten wir zu tun, Mit der kleinen Chirurgie wird man das Gesetz nicht 

lebensfähig machen können. Aber es gibt ja Gründe erschien mit seinen 15 Jahren für das Forschungsvor- 
genug, um zur großen zu greifen. Das Gesetz will einem haben geeignet. 	

i n die Arbeit 
junge Juden 

völkerrechtlichen Vertrag genügen; es will hinter einem zwar von der Fortpflanzung aus-. aber 
das zu klären hatte. wie 

 
vorhandenen. dem süddeutschen Gesetz nicht zurück- eingeschaltet bleiben könnten. Er wurde der örtlichen 
bleiben: das Grundgesetz gebietet völkerrechtliche Ver- Zerstörung durch Bestrahlung unterzogen. Sogleich 
träge zu achten; das Grundgesetz gebietet. erworbene danach wurde er in Laufschritt und wieder an die Ar- 
Rechte zu achten; auch die Gesetze sind. hat uns der Bun- beit gesetzt. Denn 
desgerichtshof gelehrt. so auszulegen. daß der wirkliche die unbemerkt wahrend 

war ia eine Methode zu erproben, 
 der Arbeit und ohne Störung 

Wille erforscht und nicht am buchstäblichen Sinn des derselben Anwendung finden konnte. Nach 4 Wochen  
Ausdrucks gehaftet wird; und schließlich glauben wir holte man ihn wieder und schnitt ihm das Vorbehan- • 
wohl alle. daß eine so einmalige Entstehungsgeschichte delle heraus. Der Operateur zeigte es ihm vor: das ge- 
auch schon für sich allein eine sonst nicht übliche Art der hörte dir, aber jetzt gehört es uns. Das war ganz sach- 

lieh gemeint: Die Hoden des Juden wurden Eigentum Auslegg un fordert. Wie ich eben erst hörte. gibt es auch 
der deutsäen Forschung. zum Nachweis der Zerstö- etliche aus des Kaisers Hause. will sagen aus den zustän- 

i digen Bundesministerien. die sich zu diesem Glauben rungswirkung gewisser Strahlen auf menschlche Keim- 
halten. zu einer operativen. heilenden Auslegung ermu- drüsen. Die Begleitworte wissen wir zwar nur aus dem 
tigen. Also wollen wir getrost resezieren und transplan- Zeugnis des

W 
 des Mannes selbst; aber das erfindeterfindet ja keine 

fieren. wollen namentlich auch das Blut erneuern. aber Phantase. so etwas gibt es nur in 	rklichkeit. 
auch vor ganzen künstlichen Gliedmaßen dürfen wir Ich wähle den Fall aus zwei Gründen. Einmal wegen 
nicht zurückschrecken. Für eine Zwischenzeit können Ur- seiner Behandlung in Bonn. Nachdem wir in Stuttgart 
teile wie das unseres Verwaltungsgerichtshofes ein 'Vor- unsere Verantwortungsfreude angespannt hatten. dem 
bild bieten. das er erließ. als das Gesetz zu Art. 1:31 all- Mann trotz unzulänglichen Gesetzes die Anschaffung 
zulange ausblieb: zögre der Gesetzgeber noch wesentlich einer Sdsreinerrimaschine zu ermöglichen. damit er  
länger, so werde er. der Gerichtshof. selbst Recht durch seine Arbeit von eeinen Erinnerungen etwas los-
schaffen. und der Kläger könne dann. ungehindert durch komme. kam der Fall auch nach Bonn ins Finanzmini- 
die Rechtskraft der . sterium. Dort bewilligte man in rühmlichem Entsetzen 
men. Auch der Frankfurter Wiederguimachungssenat sofort. ohne jedes Gesetz. ohne die Stuttgarter Lei- 

jetzigen Abweisung. wiederkom- 
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einen Stidtchen 1Im ÖOsten un dem CGirauen stand. asStUunNg anzurechnen. das 2!/»fache dessen. wWwas wır unsrer

Gesetzeslage hatten abringen können. Der Kall zeigt, dem u der deutschen Soldaten folgte.
da{fß auch iın onn, sobald eın Fall WITKUIC Vor eiınen Meine Damen und Herren, ıch weiß, dıe Sache hat
trıtt, plötzlıche Beschämung den AANZEN Dunst zerreıibt manche Seiten. ber iıch kann M1r nıcht helfen iıch

komme doch Ergebnis, se1 das Mindestmaß 488un dafß annn abgewandten Gesichts Leistungen
Bu  e olfentlich betätigter natiıonaler Scham dafß diewährt werden, die WwIr anveblichen Fanatıiker der

Wiedergutmachung ıcht im Iraum gedacht en deutschen Alänner menner unselıgen (reneration. die
vertiraue zuversichtlich auf diese Scham kommt dıe Hitlerschmach über ihr Land nıcht verhindern

Zeit, kommt Scharm: clas Bitterbose ist ÜT, dalls WIr un nıcht beseitigen konnten, davon Abstand nehmen.
diese eıt nıcht haben sıch mit Auszeichnungen ZUu brüsten, dıe s1e, ECZWUNSCI,
ber mır geht der Fall noch ın anderer Hinsicht nach. reblendet oder getäuscht, siıch 1m Dienst eines \len-
Für die Wiedergutmachung hat Bonn, wıie Sie W1S- schen verdienten, der mit reilich unheimlich sıche-
SCl bis Defekt Arbeitskrätten gefehlt. Für efi-

81n
(Cer and geführt hat. WC wIir, fürchte iıch, noch immer

S andres dagegen hat viele prächtige Kräifte
mobilisieren können, un! ıhr Fleiß hat die Biene be- bın nkbar, iıch hierüber ın nächster eıt
schämt. Auf den el ersten Seiten des Bulletins der Von dem einen oder anderen VO|  -;| nen eiw. Klären-
Bundesregierung VO  =) J  DL Oktober hat der von iıhr mCc- des hore.
ildete Ausschuifß Regelung der Frage der Kriegs; ber lassen Sie miıch damit schließen. dafß ıch 1Im pOoSI-
auszeichnungen se1ın Gutachten uber die künftige Irage- tıven Sinn einer kriegerischen Auszeichnung gedenke
weilise der Hitlerorden vorgelegt. Wer seinem Volk in habe ıch heute verpllichtet gefühlt. ın gewıissem
der Wiedergutmachungsarbeıit { dienen versucht und ınn zZU Ungehorsam AUS höherem Gehorsam aufzu-
dabei ast ohne Hılfe bleibt, un!' wer dann dieses Pro- ordern Als ich den Auftrag übernahm, in dieser
dukt deutschen Ernstes, deutschen Eifers un deutschen sprechen, eıner der schönsten im Reiche Marıa The-
Fleißes liest der macht sich Von seiınen wilden Emplin- ces1as, Ahiel mır der berühmte Orden e1in, der ihren Na-
dungen schwer wieder los. tragt. Er wurde NUTr verliehen tür siegbringenden

bleibt also unwahrscheinlich, daß WITr Lebzeiten Ungehorsam VOT dem Feind Lassen S1e uns auch ın
der Verfolgten eın Wiedergutmachungsgesetz en Nsrer Sache, 1e be‘ bloßer Ausführung der uns BC-
werden, das dem elementaren Recht Genüge tut. ber wordenen Befehle nıcht glücken könnte. 16, wıe das

ist gut wıe gewiß, daß schon bald wieder eine ÖOrdensstatut sa den selbsteigenen Entschluß VeOeLr-
deutsche Soldatenbrust eın Panzervernichtungsabzeichen langt lassen sS1e zauch in dieser unsrer Sache unsren
chmucken wird, verliehen für die sıcherlıch mutvolle rgeiz eine solche Auszeichnung seizen.

Vernichtung des etzten Hındernisses, das zwischen danke nen für hre lange Aufmerksamkeit

„Der Weg des Juden Deutschland“
Schlußwort eines Vortrages VO  —_ Landesrabbiner Dr. Damıt kommen WIr an die letzte Frage. die bewegt.
Raphael Geis. arlsrune. anläßlich der Ditzung des „Zen- Hıtler hat einmal gesagt „Der Jude ist das Geschöpf
tralrates der Juden in Deutschlan: in Bremen A il Ok- eines anderen Gottes. Er muß einer anderen Wurzel
tober 1953 des menschlichen Stammes entwachsen senin. In seiner

fürchterlich vereinfachenden lanier sah er dabe: durchist ıcht Aufgabe dieser S‘tunde. Schrecken Not und alle unscre Existenzformen hındurch bisTod beschwören. 1e WIr Juden ın den zurückliegen- tiefsten Wesen. Der Jude das war für ıh: der MMensch,den Jahren erlitten aben. muß auch einmal eine dem ın jedem Augenblick die Visıiıonen der Pro-Stunde geben da 1ım reinen Gedächtnis unserer Toten pheten wieder aufsteigen konnten: der Jude das wia1e€ blutige Moörderhand ıcht mehr geschen ırd.
muß aber auch einmal die Zeit kommen. wır das der Mensch, der seiner einzıigartıgen Fxistenz
Erlittene geschichtlich I5 - und weıterdenken. eine Welt der Gerechtigkeit und des Völkerfriedens

glauben ußte — 2 Wwıe ke  1n anderer Mensch, WwIıe kein
Zweimal in den letzten zwel Jahrtausenden anderes olk der Jude wWwWar prädestiniert, eigenemGeschichte WIr Juden bereit, einem Volke Erleben und rlile1iıden für den des sozialen
soweıt 1ebend hinzugeben, d  Iaß einer Seibstaufgabe Mit-Leidens
gleichkam. Im Spanien des Jahrhunderts haben Ju-den Massenübertritt Christentum ın den Fol- Unsere großen Lehrer haben uns immer9 die

Zeit bedrängen un ungeduldig in der Erwartungterkammern der Inquisition buüßen mussen. Die Arier- des Heils werden.gesetzgebung des Dritten Reiches hat sehr exakt er-
standen, eıne Entwicklung der Auflösung annullie- Mit normalen Maßstäben gEeEMESSCH, Wäaren WIr ıcht
6 Das heißt. jedes Jahrhundert hat den en ungeduldig nach einem langen un:

religiösen oder anderen Gründen aufgefordert, seine fürchterlichen Mittelalter In die Hoffnung bluühte.
Sonderexistenz aufzugeben; sınd aber mehr als er- mıiıt dem Maßstab der Ewigkeit und uur
einzelte dieser Aufforderun der gilt etztlich für das ewige Glaubensvolk ra

einer blutigen JTragödie., g .gefolgt‚ so endete mit
wır ungeduldig. Die Zeit des Heils hat Jesaja gezeich-

In dem Falle des Juden in Deutschland schien Uriüdi- net: „Ihre Schwerter schmieden Sensen s1Ie ihre
sches mıt dem besten EFrbe des Humanismus un des Speere ZUu Winzermessern.“ Diese Zeit icht gekom-
deutschen Idealismus sich vereinen können. so weıt, men. ıhr wäar das von heiß geliebte Deutsch-

and weit. weiıt entfernt. Wır en fürchterlich SC-daiß der große Heimkehrer Zu jüdischem Geist und Le- ı!ben Franz KROsCcnZWEIY, VO sıch sSzAgrcn konnte. daß
wen einmal Üeutschtunz und Judentum Useimnunder- Vun den weniren Cherliebenden dur Katastrophe ist
Kerissen WOLGCH sollten. ı \iiC\C Operation nıcht icben- Kkaunm Cr MWÜTZICH. ul Sie ımer schen als hr L: und
dıg überstehen wurde. iıhr cn un! auch das ıst begreifen, viele

O

stung anzurechnen. das.2Mache dessen. was wir unsrer 
Gesetzeslage hatten abringen können. Der Fall zeigt, 
daß auch in Bonn, sobald ein Fall wirklich vor einen 
tritt, plötzliche Beschämung den ganzen Dunst zerreißt 
und daß dann abgewandten Gesichts Leistungen ge-
währt 'werden, an die wir angeblichen Fanatiker der 
Wiedergutmachung nicht im Traum gedacht haben. 
Ich vertraue zuversichtlich auf diese Scham; kommt 
Zeit, kommt Scham; das Bitterböse ist nur, daß wir 
diese Zeit nicht haben. 
Aber mir geht der Fall noch in anderer Hinsicht nach. 
Für die Wiedergutmachung hat es Bonn, wie Sie wis-
sen, bis zum Defekt an Arbeitskräften gefehlt. Für et-
was andres dagegen hat man viele prächtige Kräfte 
mobilisieren können, und ihr Fleiß hat die Biene be-
schämt. Auf den beiden ersten Seiten des Bulletins der 
Bundesregierung vom?. Oktober hat der von ihr ge-
bildete Ausschuß zur Regelung der Frage der Kriegs. 
auszeichnungen sein Gutachten über die künftige Trage- 
weise der Hitlerorden vorgelegt. Wer seinem Volk in 
der Wiedergutmachungsarbeit zu dienen versucht und 

'dabei fast. ohne Hilfe bleibt, und wer dann dieses Pro-
dukt deutschen Ernstes, deutschen Eifers und deutschen 
Fleißes liest. der macht sich von seinen wilden Empfin-
dungen schwer wieder los. 
Es bleibt also unwahrscheinlich, daß wir zu Lebzeiten 
der Verfolgten ein Wiedergutmachungsgesetz haben 
werden, das dem elementaren Recht Genüge tut. Aber 
es ist so gut wie gewiß, daß schon bald wieder eine 
deutsche Soldatenbrust ein Panzervernichtungsabzeichen 
schmücken wird, verliehen für die — sicherlich mutvolle 
— Vernichtung des letzten Hindernisses, das zwischen 

einem Städtchen im Osten und dem Grauen stand. das 
dem Fuß der deutschen Soldaten folgte. 
Meine Damen und Herren, ich weiß, die Sache hat 
manche Seiten. Aber ich kann mir nicht helfen. ich 
komme doch zum Ergebnis, es sei das Mindestmaß an 
Buße. an öffentlich betätigter nationaler Scham. daß die 
deutschen Männer meiner unseligen Generation. die 
die Hitlerschinach über ihr Land nicht verhindern 
und nicht beseitigen konnten, davon Abstand nehmen. 
sich mit Auszeichnungen zu brüsten, die sie, gezwungen, 
geblendet oder getäuscht, sich im Dienst eines Men-
schen verdienten, der uns mit freilich unheimlich siche-
rer Hand geführt hat. wo wir, fürchte ich, noch immer 
sind. 
Ich bin dankbar, wenn ich hierüber in nächster Zeit 
von dem einen oder anderen von Ihnen etwas Klären-
des höre. 
Aber lassen Sie mich damit schließen. daß ich im posi-
tiven Sinn einer kriegerischen Auszeichnung gedenke. 
Ich habe mich heute verpflichtet gefühlt. in gewissem 
Sinn zum Ungehorsam aus höherem Gehorsam aufzu-
fordern. Als ich den Auftrag übernahm, in dieser Stadt 
zu sprechen. einer der schönsten im Reiche Maria The-
resias, fiel mir der berühmte Orden ein, der ihren Na-
men trägt. Er wurde nur verliehen für siegbringenden 
Ungehorsam vor dem Feind. Lassen sie uns auch in 
unsrer Sache, die bei bloßer Ausführung der uns ge-
wordenen Befehle nicht glücken könnte, die, wie das 
Ordensstatut sagt, den selbsteigenen Entschluß ver-
langt: lassen sie uns auch in dieser unsrer Sache unsren 
Ehrgeiz an eine solche Auszeichnung setzen. 
Ich danke Ihnen für Ihre lange Aufmerksamkeit. 

2. „Der Weg des Juden in Deutschland" 
Schlußwort eines Vortrages von Landesrabbiner Dr. Robert 
Raphael Geis. Karlsruhe. anläßlich der Sitzung des .,Zen-
tralrates der Juden in Deutschland' in Bremen am 11. Ok-
tober 1933.  

Es ist nicht Aufgabe dieser Stunde, Schrecken. Not und 
Tod zu beschwören. die wir Juden in den zurüddiegen-
den Jahren erlitten haben. Es muß auch einmal eine 
Stunde geben. da im reinen Gedächtnis unserer Toten 
die blutige Mörderhand nicht mehr gesehen wird. Es 
muß aber auch einmal die Zeit kommen. da wir das 
Erlittene geschichtlich aus- und weiterdenken. 
Zweimal in den letzten zwei Jahrtausenden unserer 
Geschichte waren wir Juden bereit, uns einem Volke 
soweit liebend hinzugeben, daß es einer Selbstaufgabe 
gleichkam. Im Spanien des 16. Jahrhunderts haben Ju-
den den Massenübertritt zum Christentum in den Fol-
terkammern der Inquisition büßen müssen. Die Arier-
gesetzgebung des Dritten Reiches hat es sehr exakt ver-
standen, eine Entwicklung der Auflösung zu annullie-
ren. Das heißt. jedes Jahrhundert hat zwar den Juden 
aus religiösen oder anderen Gründen aufgefordert, seine 
Sonderexistenz aufzugeben; sind aber mehr als Ver-
einzelte dieser Aufforderung gefolgt, so endete es mit 
einer blutigen Tragödie. . 
In dem Falle des Juden in Deutschland schien Urjüdi-
sches mit dem besten Erbe des Humanismus und des 
deutschen Idealismus sich vereinen zu können. so weit, 
daß der große Heimkehrer zu jüdischem Geist und Le-
ben. Franz Rosenzweig. von sich sagen konnte. daß. 
wenn einmal Deutschtum und Judentum ..tueitutnder-
,,•yerib,en wertiun sollten. er diese Operation nilfit leben-
dig überstehen würde. 

Damit kommen wir an die letzte Frage. die uns bewegt. 
Hitler hat einmal gesagt: „Der Jude ist das Geschöpf 
eines anderen Gottes. Er muß einer anderen Wurzel 
des menschlichen Stammes entwachsen sein.' In seiner 
fürchterlich vereinfachenden Manier sah er dabei durch 
alle unsere Existenzformen hindurch bis zu unserem 
tiefsten Wesen. Der Jude. das war für ihn der Mensch, 
aus dem in jedem Augenblick die Visionen der Pro-
pheten wieder aufsteigen konnten; der Jude. das war 
der Mensch, der aus seiner einzigartigen Existenz an 
eine Welt der Gerechtigkeit und des Völkerfriedens 
glauben mußte . . . wie kein anderer Mensch, wie kein 
anderes Volk: der Jude war prädestiniert. aus eigenem 
Erleben und Erleiden für den Gedanken des sozialen 
Mit-Leidens. 
Unsere großen Lehrer haben uns immer gewarnt, die 
Zeit zu bedrängen und ungeduldig in der Erwartung 
des Heils zu werden. 
Mit normalen Maßstäben gernessen, waren wir nicht 
ungeduldig zu nennen, wenn nach einem langen und 
fürchterlichen Mittelalter in uns die Hoffnung blühte, 
gemessen mit dem Maßstab der Ewigkeit — und nur 
der gilt letztlich für das ewige Glaubensvolk — waren 
wir ungeduldig. Die Zeit des Heils hat Jesaja gezeich-
net: _Ihre Schwerter schmieden zu Sensen sie um. ihre 
Speere zu Winzermessern.' Diese Zeit war nicht gekom-
men. von ihr war das von uns so heiß geliebte Deutsch-
land weit. weit entfernt. Wir haben es fürchterlich ge-
büßt. 
Von den wenigen Cherlebenden der Katastrophe ist 
kaum zu e•warzen. (laß sie mehr sehen al> ihr Leid und 
ihr Elend, und auch das ist zu begreifen. wenn viele 
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